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Kredit

Bearbeitungsentgelt

Keine weitere Behandlung der Bearbeitungsentgelte, 
weil

• in der letzten Veranstaltung 21. April 2026 von Frau Professorin 
Dullinger besprochen und

• davor auch schon diskutiert in der Veranstaltung Stabentheiner/Koch 
am 28. Mai 2024

=> nur  kurz das Ergebnis 2024, das der späteren Judikatur (siehe zB 7 
Ob 169/24i)  entspricht:
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Ergebnis  zum Bearbeitungsentgelt in der  
Seminarveranstaltung Mai 2024 I

Die Vereinbarung eines Bearbeitungsentgelts ist nach aktuellem Stand 
Judikatur weiterhin  zulässig, wenn 

• es den tatsächlichen Aufwand der Vorbereitung der Kreditgewährung nicht 
grob übersteigt 
 in  diesem Rahmen dürfte auch eine Ertragskomponente zulässig sein
 Bei Bearbeitungsentgelten, die nur als Prozentsatz des Kreditbetrags berechnet werden, können 

sich hinsichtlich dieser Anforderung Probleme ergeben, so nicht nachgewiesen werden kann, dass 
der Aufwand  linear mit dem Kreditbetrag steigt

• und 
 entweder nur ein Entgelt für alle Aufwände vereinbart wurde 
 oder mehrere Bearbeitungsentgelte durch Umschreibung der jeweils damit 

abgegoltenen Aufwandskategorien voneinander abgegrenzt werden 
(eine solche Umschreibung empfiehlt sich mE auch bei der einzigen Entgeltsposition)

Ergebnis  zum Bearbeitungsentgelt in der  
Seminarveranstaltung Mai 2024 II

Bearbeitungsentgelt X% vom Kreditbetrag

• Auch bei dieser Umschreibung des Bearbeitungsentgelts ist die Höhe des 
Bearbeitungsentgelts transparent, weil durch einfache Rechnung zu 
ermitteln. 

zB Kreditbetrag €100.000, Bearbeitungsentgelt 1% also € 1.000,00.

• Problem ist nicht die Art der Umschreibung, sondern die nur von der Höhe 
des Kreditbetrags abhängige Entgeltshöhe, die mit den Erfordernissen  des 
• OGH in 4 Ob 74/22v ( Keine  grobe Überschreitung der entgoltenen Aufwände durch 

das Bearbeitungsentgelt) 
• EuGH in  C-321/22 (offensichtlich außer Verhältnis zu der als Gegenleistung 

erbrachten Dienstleistung)  

kollidieren kann.
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Kredit

Verzugszinsen

Verzugszinsen ebenfalls  behandelt am 28. 4. 2024, 
damalige Fragestellungen: 

• Setzen vertragliche Verzugszinsen Verschulden des Schuldners am Verzug voraus?

Antwort in Judikatur: fünfmal nein  (OGH 21.12.2011, 7 Ob 94/11s; OGH 14.11.2012, 7 Ob 84/12x; OGH 
21.04.2016, 9 Ob 31/15x OGH 14.03.2018,  10 Ob 14/18h OGH 03.04.2019, 1Ob124/18v), dreimal ja (OGH 
25.04.2018, 9 Ob 11/18k , OGH 2 Ob 36/23t, 21.03.2023 (offen aber eher pro); OGH24.01.2024, 9 Ob 4/23p), 
einmal explizit unentschieden: OGH 22.6.2022, 1 Ob 77/22p

• Muss der Gläubiger bei vertraglichen Verzugszinsen einen entsprechenden Schaden nachweisen?

Antwort in Judikatur:  fünfmal nein OGH 21.12.2011, 7 Ob 94/11s; OGH 14.11.2012, 7 Ob 84/12x; OGH 
21.04.2016, 9 Ob 31/15x ; OGH 14.03.2018,  10 Ob 14/18h ; OGH 03.04.2019, 1Ob124/18v, dreimal ja OGH 
22.6.2022, 1 Ob 77/22p; OGH 2 Ob 36/23t, 21.03.2023; OGH24.01.2024, 9 Ob 4/23p)

• Schließen vertragliche Verzugszinsen (weil Konventionalstrafe) den Ersatz der außergerichtlichen 
Betreibungskosten aus, wenn mit Verbrauchern anderes nicht im Einzelnen ausgehandelt wurde?

Antwort in Judikatur: zweimal nein (OGH 20.07.2016,  6Ob120/15p;  OGH 23.05.2019, 3Ob46/19i), dreimal ja 
(OGH 03.04.2019, 1Ob124/18v;  OGH 31.8.2020, 6 Ob 24/20b; OGH 28.4.2022, 3 Ob 216/21t), 

Achtung auf die zeitliche Abfolge der Entscheidungen
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Verzugszinsen OGH 7 Ob 111/25m, 25.2.2026, I

Strittige Klauseln

Klausel 1: ,,Verzugszinsen 6,125 % p.a."

Klausel 5: ,,Verzugszinsen bei Verbraucherkrediten vereinbarter Zinssatz 
+ 5,000 % p. a."

Verzugszinsen OGH 7 Ob 111/25m, 25.2.2026, II

Braucht es nach dem OGH einen Schadensnachweis? 

OGH

• lehnt frühere E 
Ob 31/15x (Verzugszinsen von 10 % über dem OeNB-Referenzzinssatz zulässig), 7 Ob 217/16m, 
1 Ob 124/18v und 10 Ob 14/18h (jeweils mit vergleichbaren Klauseln) 

die Verzugszinsen über dem gesetzlichen Zinssatz ohne Schadensnachweis 
zulassen, ab, weil sie nicht darauf eingehen, dass nach der Rechtsprechung ein 
Abweichen vom dispositiven  Recht unter Umständen  schon dann eine 
,,gröbliche" Benachteiligung des Vertragspartners sein kann, wenn sich für die 
Abweichung keine sachliche Rechtfertigung ergibt (Berufung auf RS0016914).

• schließt sich E 1 Ob 77/22p und 2 Ob 36/23t an: vertragliche Verzugszinsen, die 
den gesetzlichen Zinssatz ( = dispositives Recht) ohne sachliche Rechtfertigung 
(Schadensnachweis) für diese Abweichung übersteigen, sind unzulässig. 
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Verzugszinsen OGH 7 Ob 111/25m, 25.2.2026, III

Was ergibt sich für den OGH dazu aus § 6 Abs 1 Z 13 KSchG? 

• Aus § 6 Abs 1 Z 13 KSchG: 
Vertragsbestimmungen sind iSd § 879 ABGB jedenfalls nicht verbindlich sind, nach denen die im Fall 
des Verzugs des Verbrauchers zu zahlenden Zinsen den für den Fall vertragsgemäßer Zahlung 
vereinbarten Zinssatz um mehr als fünf Prozentpunkte pro Jahr übersteigen.

lässt sich nicht ableiten, dass die strittige Klausel jedenfalls zulässig ist. 

• Verzugszinsen über dem Rahmen des § 6 Abs 1 Z 13 KSchG (zB Vertragszins +6%) sind 
keinesfalls sachlich zu rechtfertigen. 

• Verzugszinsen im Rahmen des § 6 Abs 1 Z 13 KSchG sind aber auch nicht zulässig, sobald 
sie vom gesetzlichen  Zinssatz und damit vom dispositiven Recht, das als Leitbild eines 
ausgewogenen und gerechten Interessenausgleichs für den Durchschnittsfall gilt, 
abweichen(zB Vertragszins+4,5%).  

Auch  aus  den Gesetzesmaterialien, in denen ein maximaler Aufschlag von fünf Prozentpunkten auf 
die vereinbarten Vertragszinsen als sachgerechter Ausgleich zwischen den Interessen des 
Unternehmers und des Verbrauchers genannt wird (RV 311 BlgNR 20. GP 20), lässt sich – so der OGH 
- nichts Gegenteiliges ableiten, Verweis auf 1 Ob 177 /24x.

Verzugszinsen OGH 7 Ob 111/25m, 25.2.2026, IV 

Wie wurde in 1 Ob 177 /24x 1 entschieden? 1

• § 6 Abs 1 KSchG ist neben § 879 Abs 3 ABGB anwendbar ist, Beispiele: 
• Zustimmungsfiktion in AGB muss nicht nur den formalen Voraussetzungen des § 6 Abs 1 Z 2 

KSchG entsprechen, sondern auch einer Zulässigkeitsprüfung nach § 879 Abs 3 ABGB 
standhalten.

• § 6 Abs 1 Z 9 KSchG erlaubt die den Ausschluss der  Haftung für bloß leicht fahrlässig 
verursachte Sachschäden nicht schlechthin. Ein in AGB enthaltener Haftungsausschluss für 
leichte Fahrlässigkeit kann grob benachteiligend im Sinn des § 879 Abs 3 ABGB sein (Verweis 
auf ErläutRV 744 BlgNR 14. GP 24).

• ErläutRV 311 BlgNR 20. GP 20: „Ein maximaler Aufschlag von fünf Prozentpunkten per anno auf 
die vereinbarten Vertragszinsen stellt einen sachgerechten Ausgleich zwischen den 
Refinanzierungsinteressen der Wirtschaft und deren Interesse am pauschalierten Ersatz des 
Verzugsschadens einerseits sowie den Anliegen des Verbraucherschutzes andererseits dar“. 

• Verzugszinsen, die den gesetzlichen Verzugszinssatz übersteigen (?), aber sich im Rahmen des § 6 
Abs 1 Z 13 KSchG bewegen, können „aus anderen Gründen“  dennoch nach § 879 Abs 3 ABGB 
gröblich benachteiligend sein.
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Verzugszinsen OGH 7 Ob 111/25m, 25.2.2026, V 

Wie wurde in 1 Ob 177 /24x  entschieden? 2
• Gesetzliche Verzugszinsen in Höhe von 4 % pa sollen den Verzögerungsschaden pauschal und ohne 

Nachweis des konkreten Schadens abdecken. 

• § 1333 Abs 1 ABGB ist zwar dispositiv ist und für die Vereinbarung höherer als 4%iger vertraglicher 
Verzugszinsen in AGB wird in der Rspr mitunter kein schuldhafter Verzug gefordert wird (vgl 10 Ob 14/18h). 
Dennoch  handelt es sich nur bei den gesetzlichen Verzugszinsen in Höhe von 4 % um eine 
Mindestpauschale, die der Gläubiger unabhängig vom Nachweis eines konkreten Schadens verlangen kann. 

• Ein über die gesetzlichen Verzugszinsen von 4 % hinausgehender Verzugsschaden setzt den konkreten 
Nachweis voraus, dass im Vermögen des Gläubigers ein die gesetzlichen Zinsen übersteigender 
Vermögensnachteil eingetreten ist.

• Vereinbarung, von  Verzugszinsen, die höher als der gesetzliche Zinssatz sind und ohne Schadensnachweis 
zustehen sollen, weicht von der dispositiven Rechtslage ohne sachliche Rechtfertigung ab und benachteiligt 
den Verbraucher daher gröblich im Sinn des § 879 Abs 3 ABGB 
 Verweis auf 1 Ob 77/22p „Verzugszinsen von höchstens 5 %-Punkten über dem für den Vertrag geltenden 

Sollzinssatz“; 2 Ob 36/23t „Verzugszinsen in der Höhe von 13 % p.a.“; RS0109502.

Frage: Wenn schon der vertragliche Zinssatz bei 4% liegt, darf es dann gar keine zusätzlichen 
Verzugszinsen geben oder ist nur der in § 6 Abs 1 Z 13 KSchG  behandelte Aufschlag ohne 
Schadensnachweis mit  4% gedeckelt?

Verzugszinsen OGH 7 Ob 111/25m, 25.2.2026, VI

Vergleich mit Konventionalstrafe

• Verzugszinsen sind mit Konventionalstrafe nicht vergleichbar, weil
 Konventionalstrafe grundsätzlich eine verschuldete Nichterfüllung erfordert 

(RS0016558, siehe dort aber T 13 10 Ob 47/08x: Die Vertragsstrafe ist im Zweifel nur dann zu 
entrichten, wenn den Schuldner an der Nichterfüllung oder Schlechterfüllung ein Verschulden 
trifft. Vereinbarung für auch unverschuldete Vertragsverletzung zulässig)

 Verzugszinsen nach § 1333 ABGB kein Verschulden voraussetzen 
(RS0031994, dort wird aber nur gesetzliche Verzugszinssatz behandelt). 

• Außerdem kommt es auch bei der Angemessenheitskontrolle bei 
Konventionalstrafen darauf an, ob sich die Höhe des Vergütungsbetrags an 
dem durchschnittlichen Schaden orientiert, der nach der Schätzung eines 
redlichen Beobachters bei der vorgefallenen Vertragsverletzung 
normalerweise eintritt (RS0016913).
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Verzugszinsen OGH 7 Ob 111/25m, 25.2.2026, VII

Konventionalstrafe/Mahnspesen
• Jud (1Ob124/18v; 6 Ob 24/20b; 3 Ob 216/21t) behandelte  die 

Vereinbarung von Verzugszinsen, deren Zinssatz über den 4 % p.a. gem §
1000 ABGB liegt, (zT) als Vertragsstrafe. 
 Vertragsstrafen pauschalieren den vom säumigen Schuldner zu leistenden 

Schadenersatz und sind daher nach hA und stJud zu § 1336 ABGB zu bezahlen, ohne
dass der Gläubiger den Eintritt eines Schadens nachweisen müsste. 

• Nach 7 Ob 111/25m ist bei vertraglichen Verzugszinsen  Schadensnachweis 
zur sachlichen Rechtfertigung nötig, sodass man sie wohl nicht als 
Vertragsstrafe behandeln kann. 

=>Verzugszinsen schließen die Vereinbarung von Mahnspesen im Hinblick auf § 1336 
(Ersatz des übersteigenden Schadens durch Verbraucher nur, wenn im Einzelnen 
ausgehandelt) also nicht aus.

• Ob vertragliche Verzugszinsen verschuldensabhängig sind, ist weiter 
offen. 

Mahnspesen OGH 7 Ob 111/25m, 25.2.2026  

Klausel 4: ,,Mahnspesen

Erinnerung EUR 36,50

Mahnung EUR 36,50

Für die Androhung der Fälligstellung EUR 36, 50

Die vorgenannten Mahnspesen werden nur bei verschuldetem Verzug und einem rückständigen Betrag in Höhe 
von mind. EUR 100,-- verrechnet."

• 3.3 Eine Klausel verstößt gegen § 1333 Abs 2 ABGB, wenn sie keine Einschränkung auf notwendige und 
zweckmäßige Aufwendungen enthält  und nicht auf das angemessene Verhältnis zwischen Kosten und 
betriebener Forderung Bedacht nimmt.

• Nach § 14 Abs 3 VKrG und den hier zugrunde liegenden Vertragsbestimmungen ist 1 Mahnung unter 
Androhung des Terminsverlusts und unter Setzung einer mindestens zweiwöchigen Nachfrist Voraussetzung 
für die Ausübung des Terminverlusts für den Fall des qualifizierten Verzugs.

• Die Klausel sieht aber davon abweichend 3 Schreiben vor, für die die Beklagte ihren Kunden jeweils 36,50 
EUR in Rechnung stellt, ohne darauf hinzuweisen, dass gemäß  § 1333  Abs 2  ABGB  nur  
zweckentsprechende  Betreibungskosten zu ersetzen sind. Die Klausel weicht somit ohne sachliche 
Rechtfertigung von § 1333 Abs 2 ABGB ab und ist unzulässig.

Verhältnis Mahnspesen zu Verzugszinsen wird nicht behandelt.
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Kredit

Kosten der Löschungsquittung

Löschungsquittung OGH 7Ob169/24i, 19.2.2025, I 

„Entgelt für die Ausstellung von Löschungsquittungen EUR 130,00.“

• Löschung ist keine Hauptleistung, sondern eine im Regelfall mit der Erfüllung der vertraglichen 
Pflichten verbundene Leistung (Ausstellung einer Quittung zur Löschung einer Hypothek nach 
Schuldtilgung), für die eine gesonderte Abgeltung verlangt wird; sie schränkt damit das 
eigentliche Leistungsversprechen ein, verändert es und höhlt es aus, sodass sie der 
Inhaltskontrolle nach § 879 Abs 3 ABGB unterliegt.

• Abweichung vom dispositiven Recht 
 § 1369 ABGB : Pfandgläubiger hat nach Tilgung der sichergestellten Forderung das Pfand zurückzustellen bzw

bei Hypotheken eine Löschungsurkunde zur Bewirkung der Einverleibung der Löschung des Pfandrechts 
auszustellen.

 herrschende Lehre (Rassi, Fidler, Holzner, Kronthaler): Ausstellung einer Löschungsurkunde hat auf Kosten des 
Gläubigers zu erfolgen. 

 anders Reischauer und Stabentheiner/Kolbitsch-Franz: Kosten der Löschungsquittung hat der Schuldner zu 
tragen, weil die Löschung in seinem Interesse liegt. 

OGH: Löschung der Hypothek liegt ausschließlich im Interesse des Pfandbestellers, nicht jedoch die 
Pfandbestellung, die dem Sicherungsbedürfnis  des Gläubigers dient. Verweis auf Materialien (78 BlgHH
21. Session 1912, 284) zu § 1426 ABGB nach denen die Kosten der „Quittung“ mangels anderer Vereinbarung zu 
Lasten des Gläubigers gehen und alternative ausländische Modelle abgelehnt werden.
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Löschungsquittung OGH 7Ob169/24i, 19.2.2025, II 

Keine sachliche Rechtfertigung
 Ein Abweichen vom dispositiven Recht ohne sachliche Rechtfertigung ist jedenfalls dann eine 

gröbliche Benachteiligung des Vertragspartners, wenn die ihm zugedachte Rechtsposition in 
einem auffallenden Missverhältnis zur vergleichbaren Rechtsposition des anderen steht.  

 Lässt sich die Bank eine Hypothek einräumen, stellt die Ausstellung einer Löschungsquittung 
nach der vollständigen Erfüllung der Verbindlichkeiten durch den Kreditnehmer eine 
Aufwendung dar, die mit der Erfüllung der Hauptleistung üblicherweise verbunden ist und 
deren Kosten nach dem Gesetz die Beklagte zu tragen hat. Diesem Entgelt entsprechen keine 
konkreten Aufwendungen oder Leistungen, die über das übliche, mit jeder hypothekarisch 
gesicherten Kreditvertragsbegründung entstehende Maß hinausgehen. 

 Die Einräumung einer Hypothek dient auch allein dem Sicherungsinteresse der Beklagten; der 
Kreditnehmer erlangt dadurch keinen wirtschaftlichen Vorteil, der über die Kreditgewährung 
hinausgeht. 

 Unter diesen Umständen besteht daher keine sachliche Rechtfertigung für ein Abweichen vom 
dispositiven Recht, sodass die Klausel gegen § 879 Abs 3 ABGB verstößt.

Löschungsquittung OGH 7 Ob111/25m, 25.2.2026

„Löschungsquittung 80% der Beglaubigungskosten (mind. EUR 51, 00)"

• Verweis auf 7 Ob 169/24i;  Diese  Entscheidung  hat - im konkreten 
Zusammenhang - in der Literatur keine Kritik erfahren.

• Die Revision zeigt keine stichhaltigen Gründe für ein Abweichen von 
dieser Entscheidung auf, sondern beruft sich auf die dort ohnedies 
bereits berücksichtigten Lehrmeinungen, insbesondere Reischauer
denen der Oberste Gerichtshof mit ausführlicher Begründung nicht 
gefolgt ist. 

• Eine sachliche Rechtfertigung ihrer Klausel zeigt die Beklagte auch in 
diesem Verfahren nicht auf.

• Die Klausel verstößt gegen § 879 Abs 3 ABGB und ist unzulässig.
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Kredit

(keine) Zinsen auf einbehaltene  Kosten

Zinsen auf Kosten EuGH C 744/24, 23.4.26, I
• Betrag  des Verbraucherkredits 150.000 PLN, tatsächlich an Kreditnehmer ausbezahlt 133.214,92

PLN, Restbetrag von 16.785,08 PLN dient der Zahlung einer Kreditversicherung (deswegen 
geringere Zinsen).

• Zurückzuzahlender Gesamtbetrag 207.073,53 PLN, Gesamtkosten des Kredits 73. 858,61 PLN 
inklusive Zinsen in Höhe von 57.073,53 PLN sowie Versicherungsprämie in Höhe von 16.785,08 
PLN. Der Zinssatz 8,49 % p.a, verzinst wurde  der tatsächlich ausgezahlte Betrag zuzüglich des 
Betrags der Versicherungsprämie. Der im Kreditvertrag genannte effektive Jahreszins belief sich 
auf 12,57 %. 

• Die Bank vertritt die Ansicht, dass der effektive Jahreszins korrekt berechnet worden sei. Der 
Kreditnehmer habe gewünscht, dass die Bank die Versicherungskosten in den Kredit mit 
einbeziehe, was zu einer Erhöhung des Kreditbetrags geführt habe. Die Information, dass der 
Zinssatz auf den so bestimmten Betrag Anwendung finde, sei im Kreditvertrag enthalten. Die 
Kreditkosten bestünden lediglich aus den vertraglichen Zinsen und der Versicherungsprämie und 
seien im „Informationsblatt für Verbraucherkredite“ detailliert beschrieben.

• Das vorlegende Gericht hat Zweifel, ob es mit der RL 2008/48 vereinbar ist, Zinsen auf einen 
Betrag zu erheben, der neben dem Kreditkapital auch die zinsunabhängigen Kreditkosten 
(Versicherungsprämie) umfasst, d. h. auch auf einen Betrag, der nicht an den Kreditnehmer 
ausgezahlt wurde.
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Zinsen auf Kosten EuGH C 744/24, 23.4.26, II

Vorwegklarstellungen des EuGH: 
• Die Einstufung eines bestimmten, vom Kreditnehmer gemäß dem 

Kreditvertrag zu tragenden Betrags als Teil der „Gesamtkosten des Kredits 
für den Verbraucher“ im Sinne von Art. 3 Buchst. g hängt nicht davon ab, 
ob der Betrag zunächst auf ein Bankkonto des Kreditnehmers überwiesen 
wurde, bevor sie zur Begleichung bestimmter Kosten verwendet werden, 
oder ob der Kreditgeber sie unmittelbar an die Gläubiger des 
Kreditnehmers auszahlt.

• Nach den Begriffsbestimmungen des  Art. 3 hängt der Begriff 
„Gesamtkosten des Kredits für den Verbraucher“ im Hinblick auf die 
Berechnung des effektiven Jahreszinses mit den Begriffen 
„Gesamtkreditbetrag“ und „vom Verbraucher zu zahlender 
Gesamtbetrag“ zusammen. Jeder dieser Begriffe als autonomer Begriff des 
Unionsrechts anzusehen, der in der Union einheitlich auszulegen ist. 

Zinsen auf Kosten EuGH C 744/24, 23.4.26, III
Terminologie:

 Gesamtkreditbetrag“(Art 3) =„Kreditauszahlungsbetrag“(Anhang I) : Summe aller Beträge, 
die aufgrund eines Kreditvertrags zur Verfügung gestellt werden: schließt Beträge aus, die 
vom Kreditgeber für die Zahlung von Kosten im Zusammenhang mit dem betreffenden Kredit 
verwendet und nicht tatsächlich an den Verbraucher ausbezahlt werden 

 „Gesamtkosten des Kredits für den Verbraucher: sämtliche Kosten, einschließlich der Zinsen, 
Steuern und Kosten jeder Art – ausgenommen Notargebühren –, die der Verbraucher im 
Zusammenhang mit dem Kreditvertrag zu zahlen hat und die dem Kreditgeber bekannt sind. 

 Effektiver Jahreszins entspricht den „Gesamtkosten des Kredits für den Verbraucher“, 
ausgedrückt  als jährlicher Prozentsatz des Gesamtkreditbetrags; rechnerische Gleichheit 
zwischen der Summe der Gegenwartswerte der Kreditauszahlungsbeträge (= 
Gesamtkreditbetrag) einerseits und der Summe der Gegenwartswerte der Rückzahlungen 
(Tilgung und Kosten) andererseits. 

 „Vom Verbraucher zu zahlender Gesamtbetrag: Summe des Gesamtkreditbetrags und der 
Gesamtkosten des Kredits für den Verbraucher“.

=> die Begriffe „Gesamtkreditbetrag“ und „Gesamtkosten des Kredits für den Verbraucher“ 
schließen einander aus; im Gesamtkreditbetrag kann kein Betrag enthalten sein, der unter die 
Gesamtkosten des Kredits für den Verbraucher fällt.
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Zinsen auf Kosten EuGH C 744/24, 23.4.26,  IV
Ergebnis EuGH (frei übersetzt) :

• In den Gesamtkreditbetrag (=Kreditauszahlungsbetrag) dürfen Beträge nicht 
einbezogen werden, die auf Verwaltungskosten, Zinsen (?Zinseszins?), 
Provisionen und jeder anderen Art von Kosten, die der Verbraucher zu zahlen hat, 
entfallen. Dies gilt auch für die hier gegenständlichen Versicherungskosten.

• Diese Lösung beschränkt die Arten von Kosten oder Gebühren, die dem 
Verbraucher vom Kreditgeber im Rahmen eines Verbraucherkreditvertrags 
auferlegt werden können, nicht. 

Der Kreditgeber kann nämlich von der Verzinsung der finanzierten Kreditkosten 
absehen und insgesamt einen höheren Sollzinssatz anwenden, der den Entfall 
der Zinsen auf die finanzierten Kostenbeträge kompensiert. So kann der 
Kreditgeber den Kredit auch Verbrauchern zugänglich machen, die über kein 
Anfangskapital verfügen, um die mit Abschluss des Kreditvertrags anfallenden 
Kosten zu finanzieren.

Zinsen auf Kosten EuGH C 744/24, 23.4.26, V
• Zusatzbegründung des EuGH : 

Gerechtfertigt wird dieses Ergebnis damit, dass 

 die Unterrichtung des Verbrauchers über die Gesamtkosten des Kredits in Form 
eines nach einer einheitlichen mathematischen Formel berechneten Zinssatzes 
von besonderer Bedeutung ist, weil sie zur Transparenz des Marktes beiträgt, und

 diese Transparenz beeinträchtigt wäre, wenn es möglich wäre, zwischen 
mehreren Zinssätzen zu unterscheiden, insbesondere zwischen dem Sollzinssatz, 
der auf den Kreditauszahlungsbetrag angewandt wird, und anderen Zinssätzen, 
die in den Mitgliedstaaten auf Kreditbeträge angewandt werden, die nicht unter 
die Definition des Kreditauszahlungsbetrags fallen.

• Schwer nachvollziehbar, weil Transparenz ja durch Ausweis der Gesamtkosten 
und des effektiven Jahreszinssatzes  hergestellt wird und die Lage des 
Kreditnehmers wirtschaftlich nicht anders wäre, wenn Bank dem Vorschlag des 
Kreditgebers, einfach mit höheren Sollzinssätzen zu kalkulieren, folgt.

• Fraglich, ob eine rein wortlautbasierende Lösung hier tragfähig ist.  
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Zinsen auf Kosten EuGH C 744/24, 23.4.26, VI
Prüfung notwendig, wo die Entscheidung tatsächlich greifen kann.

Warum soll die  Finanzierung von Kosten, die  an  den Kreditgeber oder  
(und insbesondere an) Dritte zu zahlen sind und im Zusammenhang mit 
dem Kredit (im Hinblick auf die Gewährung oder zumindest die Höhe der 
Konditionen zwangsläufig) anfallen, nicht als eigenständiger 
Finanzierungszweck anerkannt werden (vergleichbar dem verbundenen 
Kredit), sodass deren Bezahlung dem Kreditauszahlungsbetrag  
zuzuschlagen ist?

 Jedenfalls dort, wo die Kosten nur über Wunsch  des Kreditnehmers 
anfallen und weder auf die Gewährung noch auf die Höhe der Konditionen 
Einfluss  haben (zB freiwillige Versicherung) muss deren verzinste 
Finanzierung im Rahmen des Kreditvertrags möglich sein.

Neuerliche Befassung des EuGH wäre hier wohl anzustreben.

Zinsen auf Kosten EuGH C 744/24, 23.4.26, VII
Erster Versuch zur Frage allfälliger Konsequenzen? 

• Ist  VKrG richtlinienkonform im Sinne von C 744/24 zu interpretieren?
 Wohl ja, weil Wortlaut im relevanten Bereich nicht von der RL abweicht und der 

Gesetzgeber hier auch kein von der RL abweichendes Verständnis unterstellt hat.

• Weiter zu prüfen: 
 § 6 Abs 5 Z 2 VKrG - Senkung Sollzinssatz, weil angegebener Effektivzinssatz 

zu niedrig.

 Unwirksam der Verzinsung der mitfinanzierten Kosten Sinne des § 917a ABGB

 Klauselkontrolle Art 4 Klausel-RL/§ 6 Abs 3 (?) KSchG, § 879 Abs 3 ABGB

…………………………..
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Kredit

Sonstiges

nichtiger Nachtrag EuGH C-246/25, 30.4.2026, I

• Das vorlegende Gericht hält die Klauseln in einem Nachtrag zu einem Kreditvertrag für 
missbräuchlich, weil danach das Wechselkursrisiko vollständig von der Kreditnehmerin  
zu tragen sei. Der Nachtrag könne ohne diese Klauseln nicht fortbestehen.

• Das vorlegende Gericht weist darauf hin, dass nach der Rechtsprechung des obersten 
polnischen  Gerichts die Nichtigkeit eines Nachtrags zu einem 
Hypothekendarlehensvertrag zur Folge habe, dass die durch diesen Nachtrag geänderten 
ursprünglich vereinbarten Klauseln dieses Vertrags wieder auflebten, ohne dass die 
Gültigkeit des Vertrags in Frage gestellt werde.

• Mit seiner Vorlagefrage möchte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob es 
nach der RL 93/13 sowie den Grundsätzen der Effektivität und der Verhältnismäßigkeit 
zulässig ist,  dass die Feststellung der Nichtigkeit eines Nachtrags zu einem 
Hypothekendarlehensvertrag wegen in dem Nachtrag enthaltener missbräuchlicher 
Klauseln zur Folge hat, dass die ursprünglichen Klauseln des Vertrags, die durch den 
Nachtrag ersetzt werden sollten, wieder aufleben.
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nichtiger Nachtrag EuGH C-246/25 ,30.4.2026, II

• Eine für missbräuchlich erklärte Vertragsklausel ist als von Anfang an nicht 
existent anzusehen und hat  gegenüber dem Verbraucher keine Wirkungen. 
Daher führt die gerichtliche Feststellung der Missbräuchlichkeit einer solchen 
Klausel dazu, dass die Sach- und Rechtslage wiederhergestellt wird, die für den 
Verbraucher ohne diese Klausel bestanden hätte.

• Ein nationales Gericht, das der Ansicht ist, dass nach den einschlägigen 
Bestimmungen seines innerstaatlichen Rechts ein Vertrag ohne die darin 
enthaltenen missbräuchlichen Klauseln nicht aufrechterhalten werden kann, kann 
den Vertrag unabhängig von den konkreten Wirkungen seiner Nichtigkeit für 
nichtig zu erklären. 

• Die  Möglichkeit, einen Vertrag nach den Vorschriften des innerstaatlichen Rechts 
ohne seine missbräuchlichen Klauseln aufrechterhalten zu erhalten, ist anhand 
eines objektiven Ansatzes zu prüfen ist. Dabei kann die Lage einer der 
Vertragsparteien nicht als das maßgebende Kriterium angesehen werden, das 
über das weitere Schicksal des Vertrags entscheidet. 

nichtiger Nachtrag EuGH C-246/25, 30.4.2026, III

• Das  Gericht darf den Inhalt der missbräuchlichen Klauseln nicht zur 
Behebung der Missbräuchlichkeit abändern, weil dadurch  der 
Abschreckungseffekt (missbräuchliche Klauseln entfallen ersatzlos) 
beseitigt würde. Die Unternehmer blieben bei Änderungsmöglichkeit 
versucht, diese Klauseln zu verwenden, wenn sie wüssten, dass der Vertrag, 
selbst wenn die Klauseln für unwirksam erklärt werden sollten, gleichwohl 
im erforderlichen Umfang vom nationalen Gericht angepasst werden 
könnte, so dass ihr Interesse auf diese Art und Weise gewahrt würde, 

• Auch das Wiederaufleben der durch den Nachtrag geänderten  
Vertragsklauseln kann
 Den Abschreckungseffekt beseitigen/mildern. 
 negative Folgen für den Verbraucher haben (Nachzahlung von Zinsdifferenzen aus 

den unterschiedlichen Indices, Änderung von Fälligkeitsterminen zulasten des 
Kreditnehmers, die sich unmittelbar aus dem Wegfall der missbräuchlichen Klauseln 
ergeben). 



17

nichtiger Nachtrag EuGH C-246/25, 30.4.2026, IV

• Das nationale Gericht hat sich zu vergewissern, dass das Wiederaufleben 
der ursprünglichen Klauseln, die Herstellung einer materiellen 
Ausgewogenheit ermöglicht,  ohne dass die Erreichung des verfolgten Ziels 
der Abschreckung in Frage gestellt wird.

• Antwort auf die Vorlagefrage:  

Bei Feststellung der Nichtigkeit eines Nachtrags können die ursprünglichen 
Klauseln des Vertrags, die mit dem Nachtrag durch die missbräuchlichen 
Klauseln ersetzt werden sollten, wieder aufleben, soweit die negativen 
Folgen für den Verbraucher und die Vorteile für den Gewerbetreibenden, 
die sich aus einem solchen Wiederaufleben der ursprünglichen Klauseln 
ergeben, hinreichend berücksichtigt werden.

Infopflicht § 8 HIKrG OGH 9 Ob113/24v, 27.05.2025 

• Gemäß § 8 Abs 1 HIKrG hat der Kreditgeber dem Verbraucher mittels ESIS unverzüglich (ohne 
schuldhaftes Verzögern, also so früh wie möglich) auf ihn zugeschnittene Informationen zu 
erteilen, die der Verbraucher benötigt, um die auf dem Markt verfügbaren Kreditprodukte zu 
vergleichen, ihre jeweiligen Auswirkungen zu prüfen und eine fundierte Entscheidung über den 
Abschluss eines Kreditvertrags zu treffen. 

• § 8 HIKrG verpflichtet den Kreditgeber nicht, einem Verbraucher ein verbindliches 
Vertragsangebot zu unterbreiten (kein Kontrahierungszwang) Die Pflicht zur 
Informationserteilung nach § 8 HIKrG besteht aber unabhängig von einem späteren 
Vertragsabschluss, sobald der Verbraucher dem Kreditgeber gegenüber Angaben zu seinen 
Bedürfnissen, seiner finanziellen Situation und seinen Präferenzen gemäß § 9 Abs 2 HIKrG
macht.

• Sanktion neben Verwaltungsstrafe für verspätete oder unterbliebene Information 
Schadenersatz. Schwierig für Kunden: Konnte er die  Information anderswo beschaffen, hat er 
alle  notwendigen Info gegeben?
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AGB-Gestaltung

AGB-Gestaltung

Entgeltsanpassung



19

Entgeltsanpassung OGH 10 Ob 15/25s, 30.07.2025 

• Auf Dauerschuldverhältnisse, bei denen die Leistung des Unternehmers nicht 
innerhalb von zwei Monaten nach der Vertragsschließung vollständig zu 
erbringen ist, ist § 6 Abs 2 Z 4 KSchG (unwirksam, wenn nicht im Einzelnen 
ausgehandelt: dem Unternehmer auf sein Verlangen für seine innerhalb von 
zwei Monaten nach der Vertragsschließung zu erbringende Leistung ein höheres 
als das ursprünglich bestimmte Entgelt zusteht) nicht anwendbar.

• Sachlich gerechtfertigt, auf einen nahe vor dem Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses liegenden Ausgangswert abzustellen, um das legitime 
Interesse beider Vertragsteile zu wahren, eine (inflations- bzw
deflationsbedingte) Veränderung der bei Vertragsschluss gegebenen subjektiven 
Äquivalenz der Leistungen zu verhindern. Tatbestandsmerkmal der „sachlichen 
Rechtfertigung“ zielt darauf ab, wobei Wertveränderungen aller den 
ursprünglichen Preis bildenden Faktoren (also der Gestehungskosten und des 
Gewinnzuschlags) erfasst werden sollen.

• Punktgenaue Abbildung der Kostenentwicklung nicht erforderlich

AGB-Gestaltung

Zustimmfiktion
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Zustimmfiktion 1 Ob 177/24x, 11.11.2025, I

• Nach dem Wortlaut der strittigen Klausel müssen die Änderungen 
dieser AGB 

„unter Berücksichtigung aller Umstände (gesetzliche, aufsichtsbehördliche und 
sonstige behördliche Anforderungen, Gerichtsurteile, die Sicherheit des 
Bankbetriebs, die technische Entwicklung, Änderung der vorherrschenden 
Kundenbedürfnisse oder des erheblich  gesunkenen Nutzungsgrads der 
Leistung, der die Kostendeckung wesentlich beeinträchtigt)“

sachlich gerechtfertigt sein.

• Durch die Bezugnahme auf „alle Umstände“ bietet die Klausel eine 
nicht näher konkretisierte, unbeschränkte Möglichkeit der 
Vertragsänderung. Daran vermag auch der Umstand, dass in Klammer 
eine exemplarische Aufzählung einzelner Gründe für eine Änderung 
der AGB erfolgt, nichts ändern.

Zustimmfiktion OGH 1 Ob 177/24x, 11.11.2025, II
• Da die sachliche Rechtfertigung nur mit Beispielen skizziert wird und der Inhalt der 

Änderungen mit großteils unbestimmten Begriffen beschrieben wird
„sachlich gerechtfertigte Umstände“, „Sicherheit des Bankbetriebs“, „technische Entwicklung“  
„Änderung der vorherrschenden  Kundenbedürfnisse“ oder „erheblich gesunkener  Nutzungsgrad 
der Leistung, der die Kostendeckung wesentlich beeinträchtigt“, „zumutbare  Einschränkungen“ 
und „keine unverhältnismäßigen Änderungen“ , 

besteht die Möglichkeit zur Vertragsanpassung mittels Erklärungsfiktion, deren Gründe, 
Umfang und Grenzen nicht abzusehen sind. Es lassen sich weder der konkrete Inhalt 
noch der konkrete Umfang der zulässigen Leistungsänderungen bestimmen. 

• Dem Transparenzgebot wird nicht entsprochen, weil  der Verbraucher nicht von Anfang 
an über die Gründe und die maßgeblichen Faktoren für eine Änderung der AGB mittels 
Zustimmungsfiktion informiert wird. 

• Der exemplarisch angeführte Grund der „Änderung des erheblich gesunkenen  
Nutzungsgrads der Leistung, der die Kostendeckung wesentlich beeinträchtigt“, würde 
darüber hinaus bei kundenfeindlichster Auslegung dazu führen, dass die Beklagte 
Kostensteigerungen, die auf eigene betriebswirtschaftliche (Fehl-)Entscheidungen 
zurückzuführen wären, zum Anlass für eine für den Verbraucher nachteilige Änderung 
nehmen könnte.
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Zustimmfiktion OGH 5 Ob 191/24k, 25.6.2025
Hingegen lag (so OGH in 1 Ob 177/24x ) der Entscheidung 5 Ob 191/24k, in der die 
Klausel 9 über Änderungen der AGB als transparent erachtet wurde, eine andere 
Bedingungslage zugrunde

„Auf dem in Punkt 18.1.1. vorgesehenen Weg kann c* dem KI, wenn er Verbraucher 
ist, weiters solche Änderungen anbieten, die (a) durch gesetzliche Änderungen, 
behördliche oder gerichtliche Vorgaben erzwungen sind [...] und die [...] (c) nicht 
die vertraglichen Hauptleistungspflichten von c* einschränken.“

Übersteht AGB-Kontrolle, weil 

• der Grund der in Aussicht genommenen Vertragsanpassungen mittels 
Zustimmungsfiktion in der Klausel festgelegt wird. Zukünftige zwingende 
gesetzliche, behördliche und gerichtliche Vorgaben entziehen sich naturgemäß 
einer weiteren Konkretisierung. Eine beliebige Vertragsanpassung nach 
Gutdünken durch die Beklagte ermöglichen sie gerade nicht. 

• Eine gröbliche Benachteiligung im Sinn des § 879 Abs 3 ABGB ist daher nach der 
nicht zu beanstandenden Auffassung des Berufungsgerichts ebenso wenig zu 
erkennen wie eine mangelnde Transparenz im Sinn des § 6 Abs 3 KSchG.

AGB-Gestaltung

(Weitere) Beispiele der Intransparenz
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Prozent(punkt?) OGH 7 Ob 115/25z, 19.11.2025, I

• „U* darf den Prozentsatz der Höhe des m* Bonus in Punkt 6.2 pro 
Kalenderjahr um maximal 1 % im Vergleich zu dem im Vorjahr 
gewährten Prozentsatz absenken. U* wird dem Kunden die 
beabsichtigte Herabsetzung durch Mitteilung in sein Kundenportal m* 
zur Kenntnis bringen und ihn darauf hinweisen, dass die Herabsetzung 
in Kraft tritt, wenn er ihr nicht binnen 12 Wochen widerspricht. Der 
Widerspruch des Kunden gilt als Beendigungsgrund (Punkt 3.3.).“

Prozent(punkt?) OGH 7 Ob 115/25z, 19.11.2025, II

• Der Begriff Prozentsatz gibt den Anteil eines Werts an einem Grundwert an. 
Prozentpunkte bezeichnen den absoluten Unterschied zwischen zwei 
Prozentsätzen, während Prozent die relative Änderung beschreibt, also wie stark 
sich der Wert im Verhältnis zum ursprünglichen Wert verändert.

• Die Parteien und die Vorinstanzen sind übereinstimmend davon ausgegangen, die 
Klausel ermögliche es der Beklagten, den Bonus zum Beispiel von 5 % der 
Bemessungsgrundlage auf 4 % zu reduzieren.

• Es bleibt unklar, ob die Klausel – wie im bisherigen Verfahren angenommen –
eine Prozentpunktreduktion (zB von 5 % auf 4 % der Bemessungsgrundlage) oder 
– wofür der eigentliche Wortlaut der Klausel durch die Verwendung des %-
Zeichens statt des Begriffs Prozentpunkt spräche – bloß eine prozentuale 
Reduzierung des Bonus um 1 % (zB von 5 % auf 4,95 %) ermöglicht.

• Die Klausel verstößt daher gegen § 6 Abs 3 KSchG und ist unzulässig.
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Verwahrentgelt positiv: BGH XI ZR 61/23, 4. 2. 2025

Verwahrentgelt für Guthaben - 0,70 % p.a.

• Klausel intransparent, weil sie
 nicht hinreichend erkennen lässt, auf welchen konkreten Guthabenstand im 

Tagesverlauf das Entgelt berechnet werden soll;
 im Preisverzeichnis der Beklagten unter der Rubrik "Verzinsung" positioniert war und 

damit die mit ihr für Verbraucher verbundenen finanziellen Belastungen verschleiert 
(unter dieser Überschrift erwartet der Verbraucher Angaben, welche Zinsen er auf 
sein Guthaben bekommt);

 das laufzeitabhängige Verwahrentgelt widersprüchlich zunächst mit "- 0,70 % p.a." 
und im Widerspruch hierzu in der mit der durch "*" gekennzeichneten Anmerkung 
ohne Minus-Zeichen mit "0,70 % p.a." angibt. Die Bedeutung eines Verwahrentgelts 
in Höhe von "- 0,70 % p.a." ist unklar, weil das Produkt aus einem negativen Zinssatz 
und einem Guthabenbetrag stets einen negativen Betrag ergibt, so dass kein Entgelt 
(dieses ist immer ein positiver Betrag) vorliegt. 

„aus von Ihnen zu vertretenden Gründen“  OGH 3 Ob 
169/25m, 27.1.2026, I

Klausel: 

Für unsere Leistungen verrechnen wir entsprechende Entgelte, die Sie 
Ihrem Tarif und den entsprechenden Tarifentgeltbestimmungen 
entnehmen können, wie zB.: Entgelt für einen erfolglosen 
Einziehungsversuch, wenn Sie uns eine Einzugsermächtigung erteilt 
haben und ein Einziehungsversuch scheitert – aus Gründen, die Sie zu 
vertreten haben; in diesem Fall verrechnen wir Ihnen für jeden 
erfolglosen Einziehungsversuch ein einmaliges Bearbeitungsentgelt –
zusätzlich zu möglichen Spesen, die uns Ihre Bank vorschreibt.
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„aus von Ihnen zu vertretenden Gründen“  OGH 3 Ob 
169/25m, 27.1.2026, II

Klausel nicht gröblich benachteiligend:

Abweichung vom dispositiven Recht (Ersatz nur bei Verschulden)  ist 
sachlich gerechtfertigt   weil  die Kosten einer Verschuldensprüfung zur 
Höhe der regelmäßig geringen Kosten, die Gegenstand der zu 
beurteilenden Klausel sind, in keinem Verhältnis. Es ist aus 
ökonomischen Gründen daher sachlich gerechtfertigt, wenn die 
Klausel nur danach differenziert, ob das Scheitern des 
Einziehungsversuchs auf einen vom Verbraucher zu vertretenden, also 
in seiner Sphäre gelegenen Grund zurückzuführen ist.

„aus von Ihnen zu vertretenden Gründen“  OGH 3 Ob 
169/25m, 27.1.2026, III
Klausel nicht intransparent 1:

• Die Wendung „aus zu vertretenden Gründen“ ist eine solche des 
allgemeinen Sprachgebrauchs (vgl Duden – Deutsches 
Universalwörterbuch ) und wird vom Gesetzgeber regelmäßig verwendet. 

(zB § 15 Abs 2 AsylG 2005; § 4a Abs 3 Bauarbeiter-Urlaubs- und AbfertigungsG; § 52 
Abs 9, § 57 Abs 3 Z 2 und § 120 Abs 1b FremdenpolizeiG 2005; § 23 Abs 4 Künstler-
SozialversicherungsfondsG; § 41 Abs 10 Z 3 und 4 Land- und forstwirtschaftliches 
BerufsausbildungsG 2024; § 7 Abs 2 MaklerG; § 23 Abs 2 Z 4 MilitärbefugnisG; § 3 
Abs 3 und § 28d Abs 5 PrivatradioG; § 10 Abs 1 Z 7 StbG; § 34 Abs 2 StGB; § 42 Abs 7 
TAG; § 7 Abs 8 Z 2 ZiviltechnikerG 2019; vgl ferner die von der Beklagten ins Treffen 
geführten §§ 920 und 1189 ABGB). Dies gilt auch für den Unionsgesetzgeber (zB Art 49 
Abs 3 Verordnung 800/1999/EG; Art 13 Abs 1 Verordnung 2024/2509/EU; Art 277 
Abs 1 lit a und Art 305 Abs 1 lit a und b Durchführungsverordnung 2015/2447/EU).
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„aus von Ihnen zu vertretenden Gründen“  OGH 3 Ob 
169/25m, 27.1.2026, IV
Klausel nicht intransparent 2:

• Bis ins kleinste Detail gehende Konkretisierung ist nicht möglich. Es 
können nicht alle in Betracht kommenden Einzelfälle aufgezählt werden, 
weil nicht alle möglichen künftigen Fragestellungen vorhersehbar sind. 

• Die Verpflichtung, den Klauselinhalt klar, verständlich, vollständig und 
bestimmt zu formulieren, besteht nur im Rahmen des Möglichen und 
Zumutbaren.

• Die Verwendung einer im allgemeinen Sprachgebrauch üblichen und auch 
vom Gesetzgeber und Unionsgesetzgeber regelmäßig verwendeten 
Formulierung (wie hier) ist damit auch ohne Aufzählung von Einzelfällen im 
Sinn des § 6 Abs 3 KSchG grundsätzlich unbedenklich. 

Anderes Beispiel von mir: allein im ABGB 125 Fundstellen „angemessen“ aber keine 
Definition. 

versicherungsmathematische Grundsätze OGH  7Ob 
3/25d,  21.5.2025

Klausel:

Sinkt der jährliche Gewinnanteilsatz unter das für die Bonusrente 
erforderliche Ausmaß, so werden die Bonusrente und die Bonusrentenanteile 
nach festgelegten versicherungsmathematischen Grundsätzen gekürzt.

Nicht intransparent 1:

• Das Transparenzgebot setzt die Verwendung von Begriffen voraus, deren 
Bedeutung dem typischen Verbraucher geläufig ist oder von ihm jedenfalls 
festgestellt werden kann. Bei der Beurteilung der Unverständlichkeit ist zu 
unterscheiden, ob der Verwender eine möglichst verständliche 
Formulierung gewählt oder die Allgemeinen Geschäftsbedingungen (für 
den Durchschnittskunden) unnötig schwer verständlich formuliert hat. 
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versicherungsmathematische Grundsätze OGH  7Ob 
3/25d,  21.5.2025 II
Nicht intransparent 2:

• Die Verwendung der dem Durchschnittskunden kaum geläufigen Begriffe TARGET 
und EURIBOR wurde vom Senat bereits als in der Natur der Sache und 
unumgänglich angesehen, weil es nicht angehen kann, dass Allgemeine 
Geschäftsbedingungen keine termini technici mehr verwenden könnten, weil sie 
den Verbrauchern nicht geläufig sind. Gerade im Bereich komplexerer Anlage-
oder Versicherungsprodukte ist eine gewisse Mindestkundigkeit des Verbrauchers 
zu unterstellen, damit nicht etwa ganze Branchen ihre juristische 
Kommunikationsfähigkeit verlieren. 

• Auch durch ein Zuviel an Information kann das Transparenzgebot ad absurdum 
geführt werden. Das Transparenzgebot findet seine Grenze dort, wo es 
funktionslos wird. Die Forderung nach einer detaillierten Erklärung 
„versicherungsmathematischer Grundsätze“ im Rahmen Allgemeiner 
Versicherungsbedingungen – neben der ohnehin gegebenen aufsichtsrechtlichen 
Kontrolle dieser Grundsätze – wäre ein solches Zuviel an Information, dass das 
Transparenzgebot funktionslos machen würde.

AGB-Gestaltung

Anwendbares Recht 
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anwendbares Recht  OGH 1 Ob 187/25v, 27.01.2026, I

Sachverhalt 1:
• Der in Italien wohnhafte Kläger  eröffnet bei Bank mit Sitz in  Österreich bei 

deren Filiale in Österreich  ein Wertpapierdepot- und Kontokorrentkonto. 

• Im von ihm unterschriebenen „Eröffnungsantrag“ fand sich folgende 
Bestimmung:

„Ich (Wir) nehme(n) die 'Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Bankgeschäfte' sowie 
die 'Sonderbedingungen für börslich und außerbörsliche Options- und Termingeschäfte' 
sowie die 'Zinsen- und Konditionenübersicht', alle in der jeweils geltenden Fassung, als 
Grundlage unserer gegenwärtigen und künftigen Geschäftsverbindung zustimmend zur 
Kenntnis.“
Die ihm zuvor ausgehändigten „Allgemeinen Geschäftsbedingungen für 

Bankgeschäfte“ (AGB) enthielten folgende Bestimmung: „Für alle Rechtsbeziehungen 
zwischen dem Kunden und dem Kreditinstitut gilt österreichisches Recht.“

• In der Folge laufend Wertpapiergeschäfte, wobei Mitarbeiter der Bank 
auch in Italien tätig waren bzw. mit dem Kläger in Italien kommunizierten.

anwendbares Recht  OGH 1 Ob 187/25v, 27.01.2026, II

Sachverhalt 2:

• Der Kläger begehrt von der Bank den Ersatz jenes Verlustes, den er im 
Zeitraum 2017 bis 2019 mit seinen über die Beklagte erworbenen 
Finanzprodukten erlitten habe. Er wirft ihr verschiedene Beratungs- und 
Informationsfehler im Zusammenhang mit dem Erwerb dieser Finanzprodukte 
vor, wobei er die Haftung der Bank neben dem österreichischen Recht auch aus 
dem seiner Ansicht nach anwendbaren italienischen Recht ableitet. 

• Die Beklagte habe ihre Tätigkeit auf Italien ausgerichtet. Die vereinbarte 
Rechtswahl österreichischen Rechts sei daher unzulässig, „zumal die italienischen 
Bestimmungen des Codice Civile und des CDC (Artikel 67 [18] italienisches 
Konsumentenschutzgesetz) deutlich günstiger sind, als die dazu bestehenden 
österreichischen Bestimmungen“. Die Beklagte habe ihre nach italienischem 
Recht bestehenden Informationspflichten verletzt, was (nach diesem Recht) auch 
zur Nichtigkeit „des Vertrags“ führe.
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anwendbares Recht  OGH 1 Ob 187/25v, 27.01.2026, III
EuGH auf die einschlägige Vorlagefrage des OGH: 

Art. 6 Abs 1 Rom I-VO (auf Verbraucherverträge ist Verbraucherstatut anzuwenden, 
wenn Unternehmer im Land des  Verbrauchers tätig war/Geschäft dorthin 
ausgerichtet hat) gilt nicht für einen Vertrag zwischen einem Verbraucher und einer 
Bank, wenn die in dieser Bestimmung genannten Voraussetzungen zum Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses nicht erfüllt waren, aber später erfüllt werden. Die 
getroffene Rechtswahl darf durch die nachträgliche faktische Änderung 
(Geschäftstätigkeit, Ausrichtung) nicht geändert werden. 

OGH: 

Davon ausgehend ist auf die Geschäftsbeziehung der Parteien österreichisches 
Recht anzuwenden. Der Kläger kann sich daher nicht darauf stützen, dass die 
Beklagte nach dem – seiner unzutreffenden Ansicht nach anzuwendenden –
italienischen Recht (vor-)vertragliche Beratungs- und Informationspflichten verletzt 
habe. Auch auf den Schutz durch – im Vergleich zum österreichischen Recht –
(angeblich) günstigere Bestimmungen des italienischen Rechts gemäß Art 6 Abs 2 
Rom I-VO kann er sich nicht berufen, würde dies doch die Anwendbarkeit von Art 6 
Rom I-VO voraussetzen, an der es hier aber gerade fehlt.

AGB-Gestaltung

Verbandsklage gegen reines 
Informationsmaterial?
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Reine Information Verbandsklage § 28 KSchG  OGH 2 
Ob 202/25g, 26.2.2026, I

„Bearbeitungsgebühren

Wir wollen Preise transparent und ohne versteckte Gebühren für Sie 
gestalten. Auf dieser Seite finden Sie deshalb alle Gebühren übersichtlich 
zusammengefasst.

Auf dem Ticket ausgewiesene Bearbeitungsgebühren:

Bei Ihrer Buchung kann eine Service-Pauschale für Buchungs- und 
Ticketingleistungen anfallen. Die Höhe dieser Pauschale ist abhängig vom 
Land, der Art der Buchung (online, über Callcenter oder Büros) sowie der 
Zahlungsmethode. Diese Gebühr wird am Ticket ausgewiesen.

Ticket-Servicegebühr für Online-Buchungen  Startpunkt der Reise Ticket-
Servicegebühr Österreich bis zu EUR 5. 2 2 Abhängig von der 
Zahlungsmethode und Buchungsklasse“

Reine Information Verbandsklage § 28 KSchG  OGH 2 
Ob 202/25g, 26.2.2026, II
• Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind alle für eine Vielzahl von Verträgen (??) vorformulierten 

Vertragsbedingungen, die eine Vertragspartei der anderen Vertragspartei bei Abschluss eines 
Vertrags stellt, wobei unerheblich ist, ob die Bestimmungen in die Vertragsurkunde selbst 
aufgenommen werden oder einen äußerlich gesonderten Bestandteil des Vertrags bilden.   Texte, 
die bloß der Aufklärung des Verbrauchers dienen, sind nicht erfasst.

• Informationsblatt ist nicht Bestandteil des Buchungsvorgangs und damit des abgeschlossenen 
Vertrags. Es bestimmt nicht pro futuro bereits den Vertragsinhalt, sondern vermittelt lediglich 
Informationen, weil für die Verbraucher daraus weder Rechte noch Pflichten entstehen. (siehe: 
„Bei ihrer Buchung kann eine Service-Pauschale für Buchungs- und Ticketingleistungen anfallen„)

• Da die Klausel daher zufolge ihres Informationscharakters nicht Gegenstand der Verbandsklage 
nach § 28 Abs 1 KSchG sein kann, ist das diese Klausel betreffende Unterlassungsbegehren schon 
aus diesem Grund abzuweisen.

Betrifft Flugbuchung ! Achtung auf Verbandsklage nach § 28a KSchG: „Wer im geschäftlichen Verkehr mit 
Verbrauchern im Zusammenhang mit ............. Verbraucherkreditverhältnissen, 
………….Wertpapierdienstleistungen, Dienstleistungen der Vermögensverwaltung, Zahlungsdiensten, 
Schwarmfinanzierungsdienstleistungen, ………..der Ausgabe von E-Geld oder Verbraucherzahlungskonten gegen 
ein gesetzliches Gebot oder Verbot verstößt, und dadurch jeweils die allgemeinen Interessen der Verbraucher 
beeinträchtigt, kann unbeschadet des § 28 Abs. 1 auf Unterlassung geklagt werden.
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Zahlungsverkehr

Zahlungsverkehr

Verspätete Reklamation
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nicht autorisierte Zahlung, verspätete Reklamation 
EuGH  C-665/23, 1.8.2025, I 

• Der Zahlungsdienstnutzer verliert Anspruch auf Erstattung, wenn er nach Feststellung 
eines nicht autorisierten Zahlungsvorgangs seinen ZDL  hiervon nicht unverzüglich 
unterrichtet, auch wenn diese Unterrichtung noch innerhalb von 13 Monaten nach dem 
Tag der Belastung erfolgt ist.

• Im Fall einer nicht autorisierten Nutzung eines Zahlungsinstruments verliert der 
Zahlungsdienstnutzer seinen Anspruch auf eine wirksame Korrektur nur dann, wenn er 
die Unterrichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verzögert hat. 

 Insofern wohl RL-widrig § 65 Abs 1 S 1 ZaDiG, weil Einschränkung auf grobes 
Verschulden fehlt.

nicht autorisierte Zahlung, verspätete Reklamation 
EuGH  C-665/23, 1.8.2025, II

• Bei der Frist von 13 Monaten handelt es um eine Höchstfrist, nach deren Ablauf keine 
Haftung des Zahlungsdienstleisters für den betreffenden Zahlungsvorgang besteht, auch 
nicht auf der Grundlage einer anderen Haftungsregelung als der in Art. 58 und in Art. 
60 Abs. 1 der PSD vorgesehenen. Mit dieser Frist soll demnach Rechtssicherheit sowohl 
für Zahlungsdienstnutzer als auch für Zahlungsdienstleister sichergestellt werden (vgl. in 
diesem Sinne C-337/20). 

• RL-widrig daher wohl § 65 Abs 1 letzter Satz ZaDiG: „Andere Ansprüche zwischen 
Zahlungsdienstleister und Zahlungsdienstnutzer bleiben unberührt.“
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Zahlungsverkehr

Erstattung und Schadenersatz

Erstattungsanspruch/ Schadenersatzanspruch 
OGH 5 Ob 54/24p, 03.06.2025,I

• Verfahrensgegenständlich ist folgendes Vorgehen der Beklagten:

• „Behauptet ein Kunde der Beklagten, eine kontobezogene Zahlung nicht autorisiert zu 
haben, berichtigt die Beklagte den Kontostand nicht durch eine Rückbuchung der 
Zahlung, wenn sie der Meinung ist, gegen den Kunden

• Schadenersatzansprüche wegen eines sorgfaltswidrigen Verhaltens oder sonstige 
Einwendungen zu haben.“

• Der klagende VKI, hält das  für unzulässig, weil Erstattungsanspruch des Kunden und 
Schadenersatzanspruch der Bank nicht verknüpft werden dürften. 

• Das Sąd Rejonowy w Koszalinie (Polen) hat dem EuGH (C 70/25) am 3. Februar 2025 die 
Frage vorgelegt, wie die Bestimmungen der PSD II in diesem Zusammenhang auszulegen 
sind.
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Erstattungsanspruch/ Schadenersatzanspruch 
OGH 5 Ob 54/24p, 03.06.2025,II

• OGH erkennt Relevanz der Entscheidung über polnische  
Vorlagefrage und unterbricht Verfahren bis zur EuGH-Entscheidung. 

• OGH: Von der zu  10 Ob 102/15w zu § 44 Abs 1 ZaDiG aF vertretenen 
Ansicht, der Zahlungsdienstleister könne mit 
Schadenersatzansprüchen nach § 44 ZaDiG aF aufrechnen, ist 8 Ob 
106/20a für die Rechtslage nach dem ZaDiG 2018 abgegangen. Ein 
acte clair liegt aber schon im Hinblick auf die vor allem im deutschen 
Schrifttum vertretene Auffassung, Schadensersatzansprüche des 
Zahlungsdienstleisters gegen den Nutzer, etwa wegen grob 
fahrlässiger Pflichtverstöße, könnten den Erstattungsanspruch 
aufheben, nicht vor. 

Erstattungsanspruch/ Schadenersatzanspruch 
OGH 5 Ob 54/24p, 03.06.2025, III

EuGH C-70/25 noch nicht entschieden, Schlussanträge Generalanwalt:

• Die unverzügliche Erstattung darf nicht unter Berufung darauf abgelehnt
werden, dass der Zahler im Zusammenhang mit diesem Zahlungsvorgang 
deswegen einen Schaden erlitten habe, weil er den Pflichten, die ihn nach 
Art. 69 dieser Richtlinie treffen, grob fahrlässig nicht nachgekommen sei. 

• Die Erstattung ist nicht endgültig. Weist nämlich der Zahlungsdienstleister 
Erstattung nach, dass der Zahler vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen eine 
seiner Pflichten verstoßen hat, kann er von diesem verlangen, dass er die 
durch seine grobe Fahrlässigkeit entstandenen Schäden trage. Sollte der 
Zahler die Rückzahlung des Betrags des nicht autorisierten Vorgangs 
ablehnen, wäre es sodann Sache des Dienstleisters, den Zahler in Regress 
zu nehmen (nur im Klagsweg).
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Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch  OLG 
Linz 1 R 45/25f, 22.5.2025, I
• Voraussetzungen einer wirksamen Zwei-Faktor-Authentifizierung liegen vor. Der 

Zahlungsauftrag ist also formal autorisiert. 

• In der Literatur wird die Ansicht vertreten, dass eine Zustimmung vom (wenngleich 
allenfalls fehlerhaften) Willen des Kunden gedeckt sein muss. Dies war hier der Fall: 
 Zwar sagte der Betrüger dem Kläger nach den erstinstanzlichen Feststellungen, er müsse den 

Freigabebutton drücken, um die Stornierung der angelegten Überweisungen bewirken zu können. 
Auf die erkannten Abbuchungen angesprochen, gab der Betrüger dem Kläger gegenüber weiters 
an, dass die Beklagte die getätigten Überweisungen rückerstatten werde Letztendlich wusste er 
nach den insofern unbekämpft gebliebenen Feststellungen aber, dass durch seine Freigaben Geld 
von seinem Girokonto auf ihm unbekannte Konten überwiesen wird. Er wollte also durch sein 
Handeln die konkreten Überweisungen freigeben. 

Die  Zustimmung lag vor, wenngleich der Kunde durch sein Handeln nur die behaupteten 
anstehenden unzulässigen Überweisungen unterbinden wollte und damit einem Irrtum 
über den Zweck der getätigten Überweisungen unterlegen sein mag.

• Damit scheidet ein Erstattungsanspruch des Kunden, weil dieser nur für nicht 
autorisierte Zahlungen besteht. Dass Zahlungen betrügerisch bewirkt wurden, bedeutet 
nicht per se, dass diese nicht autorisiert sind (Verweis auf 7 Ob 95/24g).

Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch  OLG 
Linz 1 R 45/25f, 22.5.2025, II

• Teil des Authentifizierungsverfahrens ist das Transaktionsüberwachungssystem
und ein besonders stark ausgeprägtes Transaktionsüberwachungssystem hätte 
möglicherweise die gegenständlichen Zahlungen gestoppt. Das ändert allerdings 
nichts daran, dass die gegenständlichen Überweisungen vom Kläger autorisiert 
wurden.  Sinn eines wirksamen Transaktionsüberwachungssystems ist „nur“, 
Überweisungsfreigaben aufgrund eines Abweichens vom bisherigen 
Kundenverhalten als nicht vom berechtigen Zahler stammend zu erkennen 
(?siehe aber sogleich?). Dass die Freigabe aber vom berechtigten Zahler 
erfolgten, steht außer Zweifel.

• Der Kunde  hat sich allerdings nicht nur auf eine Haftung nach dem ZaDiG 
gestützt, sondern sich auch darauf berufen, dass die Bank nach der Übung des 
redlichen Verkehrs angemessene Schutz- und Sorgfaltspflichten treffen würden, 
sie aber keinerlei Kontrollmechanismen in ihrem Online-Banking-System 
implementiert gehabt habe, welches die gegenständlichen, hochauffälligen 
Überweisungen verhindert hätte. Er hat sich damit auch auf eine Haftung wegen 
Verletzung vertraglicher Verpflichtungen der Bank gestützt.
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Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch OLG 
Linz 1 R 45/25f, 22.5.2025, III
Die Verletzung solcher Schutz- und Sorgfaltspflichten ist im vorliegenden Fall zu bejahen 1:

• Gemäß Art 2 Abs 1 DelVO (EU) 2018/389 muss ein Zahlungsdienstleister über 
Transaktionsüberwachungsmechanismen verfügen, die bei jeder Kundenauthentifizierung zum Einsatz 
kommen und ihm die Erkennung nicht autorisierter oder betrügerischer Zahlungsvorgänge ermöglichen. 
Diese Überwachung basiert auf algorithmischen Transaktionsanalysen. Sie hat sich am Leitbild eines 
normalen Zahlungsvorgangs zu orientieren und Abweichungen zu erkennen. Auffällige Zahlungsaufträge 
müssen vor ihrer Ausführung gestoppt werden. 

• Gemäß Art 2 Abs 2 lit a bis c DelVO (EU) 2018/389 gehört es zu den Minimalanforderungen, eine Liste der 
missbräuchlich verwendeten oder gestohlen gemeldeten Zahlungsinstrumente abzufragen, die Höhe des 
Zahlungsbetrags mit der bisherigen Umsatzstruktur des Zahlers abzugleichen sowie bekannte 
Betrugsszenarien zu berücksichtigen, etwa wenn der Empfänger der Zahlung bereits einschlägig auffällig 
wurde. Gemäß lit d müssen Anzeichen für eine Malware-Infektion während des 
Authentifizierungsverfahrens gescreent werden. Falls das Zugangsgerät oder die Zugangssoftware vom 
Zahlungsdienstleister bereitgestellt wird, muss nach lit e ein Protokoll über die Nutzung des Zugangsgeräts 
oder der Zugangssoftware sowie über die ungewöhnliche Nutzung dieses Geräts oder der Software erstellt 
werden.

Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch OLG 
Linz 1 R 45/25f, 22.5.2025, III

Die Verletzung solcher Schutz- und Sorgfaltspflichten ist im vorliegenden Fall zu bejahen 2:

• Beim automatisierten Abgleich der Höhe des Zahlungsbetrags mit der bisherigen 
Umsatzstruktur des Zahlers ist nicht nur auf jede einzelne Überweisung abzustellen, 
sondern ist bei unmittelbar aufeinander folgenden Transaktionen die Gesamtheit der 
Zahlungen maßgeblich. Es ist daher nicht nur zu prüfen, ob der kumulierte Betrag sämtlicher 
Überweisungen vom bisherigen Zahlungsverhalten des Zahlers abweicht, sondern auch, ob 
es Auffälligkeiten in Bezug auf die Anzahl der Überweisungen gibt

• Beim Abgleich von Überweisungen mit dem bisherigen Zahlungsverhalten eines Kunden sind 
somit sämtliche Zahlungen eines Verfügers von verschiedenen Konten sowohl was die 
Anzahl der Überweisungen als auch was die Gesamthöhe aller Transaktionen betrifft zu 
berücksichtigen.
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Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch  OLG 
Linz 1 R 45/25f, 22.5.2025, IV

• Das  FTM der Bank war nicht ausreichend ausgestaltet. Indem das FTM nicht reagiert hat, die 
Beklagte also für kein ausreichendes Kontrollsystem gesorgt hat, ist sie ihren Schutz- und 
Sorgfaltspflichten nicht nachgekommen.

• Auch der Kunde  selbst hat grob fahrlässig gehandelt. Zusammenfassend ist also davon 
auszugehen, dass sowohl dem Kunden aufgrund der Freigabe von von unbekannten Dritten 
angelegten Überweisungen, als auch der Beklagten durch die Implementierung eines 
unzureichenden Transaktionsüberwachungssystems ein annähernd gleich sorgfaltswidriges 
Verhalten vorzuwerfen ist, womit eine Verschuldensteilung von 1 : 1 im vorliegenden Fall 
gerechtfertigt erscheint.

• Die ordentliche Revision nach § 502 Abs 1 ZPO war zuzulassen, weil – soweit überblickbar – eine 
höchstgerichtliche Rechtsprechung zur der Frage fehlt, ob im Hinblick auf die Höhe jede einzelne 
Überweisung isoliert mit dem bisherigen Zahlungsverhalten eines Kunden abzugleichen ist, oder 
ob bei mehreren Zahlungen in kurzer Zeit die Gesamtsumme dieser Überweisungen maßgeblich 
ist. Weiters erscheint auch die Frage klärungsbedürftig, ob ein wirksam automatisiertes 
Transaktionsüberwachungssystem bei mehreren Konten eines Verfügers jedes Konto nur isoliert 
zu überwachen hat, oder ob sämtliche Konten, über die ein Kunde verfügungsberechtigt ist, in 
den Abgleich des bisherigen Zahlungsverhaltens des Kunden miteinzubeziehen sind.

Revision ist unterblieben, E ist rk.

Erstattungsanspruch/ Schadenersatzanspruch  OLG 
Bremen 1 U 32/24, 30.8.2024, I

• Die Überweisung ist vom Kunden  durch die Freigabe der pushTAN in 
seiner Mobiltelefon-App wirksam autorisiert worden. 

• Bei einer Autorisierung im Sinne des § 675j BGB handelt es sich nach 
überwiegender Auffassung in Rechtsprechung und Literatur um eine 
empfangsbedürftige Willenserklärung, deren Auslegung sich 
grundsätzlich nach dem objektiven Empfängerhorizont richtet, 
wobei nur solche Umstände heranzuziehen sind, die der Bank als 
Erklärungsempfänger bekannt oder erkennbar waren. 

• Die vom Kläger erfolgte Freigabe der zur Autorisierung der 
Echtzeitüberweisung übersandten pushTAN war als Zustimmung zu 
diesem Zahlungsvorgang zu verstehen. 
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Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch  OLG 
Bremen 1 U 32/24, 30.8.2024, II

• Der Kunde handelte mit tatsächlich vorhandenem Erklärungsbewusstsein. Die 
Abweichung von objektivem Erklärungsinhalt und Vorstellung des Klägers begründet 
einen Inhaltsirrtum, lässt aber die Wirksamkeit der Autorisierung zunächst unberührt.

• Trotz der zunächst wirksamen Autorisierung ist die Überweisung aber als unautorisiert 
erfolgt zu behandeln, da die Erteilung der Autorisierung durch den Kläger aufgrund ihrer 
wirksamen Irrtumsanfechtung nach § 142 Abs. 1 BGB als von Anfang an nichtig 
anzusehen ist. 

• Die Erteilung einer Autorisierung nach § 675j BGB kann nach allgemeinen Regeln durch 
den Zahler angefochten werden. Die ZDRL II und die Umsetzungsbestimmungen des 
deutschen Rechts enthalten insgesamt keine Regelungen zu Willensmängeln, so dass 
insoweit auch keine abschließende Regelung angenommen werden kann. Es ist auch ist 
nicht zu befürchten, dass durch die Zulassung einer Anfechtbarkeit generell die 
Endgültigkeit von Zahlungsaufträgen in Zweifel gezogen werden würde, da ein 
Anfechtungsrecht immer nur unter engen tatbestandlichen Voraussetzungen bestehen 
kann, wobei zugleich die Interessen des Zahlungsdienstleisters als Empfänger der 
anzufechtenden Willenserklärung durch die Schadensersatzpflicht des Zahlers als 
Anfechtendem nach § 122 BGB geschützt sind.

Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch  OLG 
Bremen 1 U 32/24, 30.8.2024, III

• Dem  Kunden steht mangels Autorisierung des Zahlungsauftrags ein 
Erstattungsanspruch gegen die  Bank zu. 

• Der Bank steht wegen dessen grober Sorglosigkeit ein  
Schadensersatzanspruch gegen den Kunden in Höhe des abgebuchten 
Betrags zu.

• Dem Anspruch des Kunden auf Erstattung bzw. Wiedergutschrift der 
Beträge unautorisierter Zahlungen kann die Bank eigene Ansprüche 
wegen einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verletzung der Pflichten 
des Zahlers im Wege der Aufrechnung oder auch nach § 242 BGB(Treu 
und Glauben)  entgegengehalten (Verweis auf BGH XI ZR 294/19, XI ZR 
107/22). 
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Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch  OLG 
Bremen 1 U 32/24, 30.8.2024, IV

Der Schadensersatzanspruch der Bank ist nicht wegen eines Mitverschuldens der Bank  zu kürzen, 
weil ihr kein eigenes unsorgfältiges Handeln anzulasten ist: 

Nach europarechtlichen Vorgaben ist die Bank der Zahlungsdienstleister zur Vorhaltung eines 
Systems zur Betrugsprävention nur zur aufsichtsrechtlichen Überwachung verpflichtet, nicht 
dagegen zur Überwachung und Vorabkontrolle einzelner Zahlungsvorgänge. Die nach Art. 2 der 
Delegierten VO 2018/389 vorzuhaltenden 

Transaktionsüberwachungsmechanismen sind nicht auf eine Echtzeitanalyse einzelner 
Zahlungsvorgänge gerichtet, durch die im Interesse der betroffenen Zahlungsdienstnutzer 
gegebenenfalls auffällige Transaktionen vor deren Ausführung zu stoppen wären (Verweis auf 
Europäische Bankenaufsichtsbehörde (EBA) in Single Rulebook Q&A, Question ID 2018_4090 und 
weitereLit)  Systematisch ist dies daraus abzuleiten, dass Art. 2 der Delegierten VO 2018/389 hier 
von Transaktionsüberwachungsmechanismen spricht, während in Art. 18 diesen dort in Abs. 1 
genannten Mechanismendie Echtzeitanalyse in Abs. 2 Buchst. c) gegenübergestellt wird. 

Diese Wertung der europarechtlichen aufsichtsrechtlichen Regelungen, wonach hier keine den 
Kläger schützende Sorgfaltspflicht der Beklagten vorsehen ist, ist auch für den zivilrechtlichen 
Sorgfaltsmaßstab heranzuziehen, ein zur Annahme eines Mitverschuldens führender 
Sorgfaltsverstoß der Beklagten ist daher zu verneinen. 

Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch  BGH  XI 
ZR 20/24,  3.3.2026,  I

• Kein Aufwandsersatzanspruch der Bank bei fehlender Autorisierung des 
Zahlungsauftrags durch den Kunden. 

• Bei fehlender Autorisierung können Schadensersatzansprüche der Bank 
gegen den Kunden bestehen, selbst wenn sie wirtschaftlich vollständig an 
die Stelle des entfallenden Aufwendungsersatzanspruchs treten. 

• Besteht ein Schadensersatzanspruch der Bank gegen den Kunden, kann die 
Bank  in Höhe dieses Anspruchs gegenüber dem Kunden die Erstattung des 
dem Konto belasteten Betrags gemäß den Grundsätzen von Treu und 
Glauben verweigern (Verweis auf XI ZR 294/19, XI ZR 107/22,  XI ZR 
107/24).
 Siehe OGH 5 Ob 54/24p
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Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch  BGH  XI 
ZR 20/24 , 3.3.2026,  II

• Die Auffassung des Berufungsgerichts, dass die Voraussetzungen für einen 
Schadensersatzanspruch der Beklagten wegen der nicht autorisierten 
Überweisungen aus § 675v Abs. 3 Nr. 2 BGB gegeben sind, begegnet keinen 
revisionsrechtlichen Bedenken. 

• Nach § 675v Abs. 3 Nr. 2 BGB ist der Zahler seinem Zahlungsdienstleister zum 
Ersatz des gesamten Schadens verpflichtet, der infolge eines nicht autorisierten 
Zahlungsvorgangs entstanden ist, wenn der Zahler den Schaden durch 
vorsätzliche oder grob fahrlässige Verletzung einer oder mehrerer Pflichten 
gemäß § 675l Abs. 1 BGB oder einer oder mehrerer vereinbarter Bedingungen 
für die Ausgabe und Nutzung des Zahlungsinstruments herbeigeführt hat. 
 In den vereinbarten Bedingungen für das Online-Banking war bestimmt,  dass 

Besitzelemente, wie z.B. die Sparkassen-Card mit TAN-Generator, vor Missbrauch zu schützen 
sind und insbesondere die Nachweise des Besitzelements (z.B. TAN) nicht außerhalb des 
Online-Banking mündlich (z.B. per Telefon) oder in Textform (z.B. per E-Mail, Messenger-
Dienst) weitergegeben werden dürfen.

Erstattungsanspruch/Schadenersatzanspruch  BGH  XI 
ZR 20/24,  3.3.2026,  III

Die Annahme des Berufungsgerichts, der Kläger habe durch das ihm zu-
zurechnende Verhalten seiner Ehefrau grob fahrlässig gegen diese 
Sorgfaltspflicht verstoßen, indem jene im Rahmen von  Telefonaten, die 
außerhalb üblicher Bankarbeitszeiten an einem Wochenende erfolgten, 
mehrere TAN erzeugt und an den ihr unbekannten Anrufer weitergegeben 
hat, ist nicht zu beanstanden. 

 Grobe Fahrlässigkeit erfordert einen in objektiver Hinsicht schweren und in 
subjektiver Hinsicht nicht entschuldbaren Verstoß gegen die Anforderungen der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Ob die Fahrlässigkeit im Einzelfall als einfach oder 
grob zu werten ist, unterliegt der tatrichterlichen Würdigung, die mit der Revision 
nur beschränkt angreifbar und vom Revisionsgericht nur daraufhin zu überprüfen ist, 
ob der Tatrichter den Rechtsbegriff der groben Fahrlässigkeit verkannt oder bei der 
Beurteilung des Grades der Fahrlässigkeit wesentliche Umstände außer Betracht 
gelassen hat. Solche Fehler sind hier nicht ersichtlich und die Revision erhebt 
diesbezüglich auch keine Einwände.
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Einlagen

Einlagen

Mündelsicherheit
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Mündelsicherheit von Einlagen im EWR-Ausland OGH 
2 Ob 209/25m, 26.2.2026, I

• Der Erwachsenenvertreter veranlagte das Geld der Betroffenen wie folgt :
 Deutsche Kredit Bank AG (Sitz: Deutschland): Girokonto, Tagesgeld, Festgeld
 Klarna Bank AG (Sitz: Schweden): Tagesgeld, Verrechnungskonto, Festgeld 
 Weltsparen“/Raisin Bank AG (Sitz: Deutschland): Festgelder bei drei italienischen Banken
 Bausparkasse Wüstenrot AG: Bausparvertrag: 24.719,06 EUR
 Bestattungsvorsorge: 10.685,31 EUR“

• Nach Einholung eines Sachverständigengutachtens (§ 132 Abs 2 AußStrG) erteilte das Erstgericht dem 
Erwachsenenvertreter den Auftrag, die bei den ausländischen Banken veranlagten Gelder binnen sechs 
Wochen ab Rechtskraft des Beschlusses nach Österreich zu transferieren, in Österreich neu zu veranlagen 
und darüber zu berichten.

• Das Rekursgericht änderte den Beschluss dahin ab, dass es die Veranlagung bei den ausländischen Banken 
nicht genehmigte und dem Erwachsenenvertreter auftrug, die Gelder binnen sechs Wochen mündelsicher 
oder dem § 220 ABGB entsprechend zu veranlagen. Den ordentlichen Revisionsrekurs ließ es nicht zu. Die 
im Ausland veranlagten Gelder unterlägen nicht der österreichischen Einlagensicherung. Dem geringen 
wirtschaftlichen Vorteil der Veranlagung stünden potentielle Schwierigkeiten mit der in den jeweiligen 
Staaten geltenden Einlagensicherung und deren Steuerregime gegenüber. Die Veranlagung entspreche daher 
nicht den Grundsätzen einer sicheren und wirtschaftlichen Vermögensverwaltung nach § 220 ABGB. 

Mündelsicherheit von Einlagen im EWR-Ausland OGH 
2 Ob 209/25m, 26.2.2026, II

OGH: 

• Die 2013 vorgenommene Neufassung betont neben der Wirtschaftlichkeit vor 
allem auch die Sicherheit der Veranlagung. 

• Das in § 215 Abs 1 ABGB verankerte Handlungsgebot, Geld eines Minderjährigen 
„möglichst fruchtbringend“ anzulegen, bewirkt die Gleichrangigkeit der in den 
§§ 216 bis 220 ABGB näher behandelten Anlageformen. Das Pflegschaftsgericht 
hat daher, die Anlegung des Mündelgelds auf eine andere als die in den §§ 216 
bis 219 ABGB umschriebenen Weise dann zu genehmigen, wenn dies den 
Grundsätzen einer sicheren und wirtschaftlichen Vermögensverwaltung 
entspricht. Maßgebend dabei ist, ob auch ein Fachmann auf dem Gebiet der 
Vermögensverwaltung sein Geld auf die vom gesetzlichen Vertreter 
vorgeschlagene Weise anlegen würde. 

• Auch eine Vermögensveranlagung im Ausland oder auf (Online-)Sparkonten, für 
die kein § 216 ABGB entsprechender Deckungsstock vorhanden ist, kommt unter 
diesen Voraussetzungen in Betracht.
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Mündelsicherheit von Einlagen im EWR-Ausland OGH 
2 Ob 209/25m, 26.2.2026, III
• Im Zusammenhang mit der Sicherheit der Veranlagung ist die 

Richtlinie Einlagensicherungssysteme zu berücksichtigen. Art 6 Abs 1 der Richtlinie legt dazu 
fest, dass die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die Deckungssumme für die Gesamtheit 
der Einlagen desselben Einlegers 100.000 EUR beträgt. In Österreich wurde diese Richtlinie 
mit dem Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz (ESAEG) umgesetzt. Die mit 
der Richtlinie harmonisierte Obergrenze von 100.000 EUR gilt ganz grundsätzlich pro Einleger 
und nicht pro Einlage.

• Veranlagungen im europäischen Ausland, die wie inländische Veranlagungen von der 
Einlagensicherungsrichtlinie erfasst sind, sind aufgrund der durch die Richtlinie 
harmonisierten Rechtslage gleich sicher wie inländische Einlagen. Anderes könnte nur dann 
gelten, wenn die Einlagensicherung im betreffenden Mitgliedstaat nicht bzw lückenhaft 
umgesetzt oder faktisch nicht funktionsfähig wäre.

• In steuerlicher Hinsicht wird – unter Berücksichtigung von Doppelbesteuerungsabkommen –
die konkrete Besteuerung der (beabsichtigten) Veranlagung abzuklären und auch zu 
berücksichtigen sein, ob im Zusammenhang mit Steuerfragen mangels entsprechender 
Kenntnisse des Erwachsenenvertreters Kosten durch eine erforderliche Beiziehung eines 
Steuerberaters entstehen. Dazu wird der Erwachsenenvertreter zu befragen sein.

Einlagen

Erhöhte Einlagensicherung
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erhöhte Einlagensicherung für juristische Personen? 
Vorlage 6 Ob 193/24m, 18.12.2025, I

• Die Klägerin (Wohnbaugesellschaft) brachte vor, es liege hinsichtlich beider 
Kläger ein Fall der zeitlich begrenzt gedeckten, bis zu einer Höhe von 
500.000 EUR erstattungsfähigen Einlage gemäß § 12 Z 1 lit a ESAEG vor, 
weil die Einlage das Resultat einer Immobilientransaktion im 
Zusammenhang mit einer privat genutzten Wohnimmobilie sei. Beide 
Kläger seien Treugeber, sodass nach § 11 Abs 2 ESAEG die 
erstattungsfähigen Einlagen anteilsmäßig für jeden von ihnen zu 
berücksichtigen seien.

• Die Beklagte (Einlagensicherung) brachte vor, hinsichtlich der Zweitklägerin 
(der Verkäuferin) liege keine private Nutzung und daher keine Einlage vor, 
die aus einer Immobilientransaktion im Zusammenhang mit privat 
genutzten Wohnimmobilien resultiere. 

erhöhte Einlagensicherung für juristische Personen? 
Vorlage 6 Ob 193/24m, 18.12.2025, II
• Der Wortlaut der deutschen Sprachfassung von Art 6 Abs 2 lit a RL 2014/49/EU (Einlagensicherung) legt 

nahe, dass mit der Wortfolge „privat genutzt“ nicht bloß der Unterschied zwischen Wohn- und 
Gewerbeimmobilien, also die Beschaffenheit der Immobilie, angesprochen ist. Vielmehr könnte mit der 
Wortfolge „privat genutzte[n]“ die Art der Nutzung der Wohnimmobilie durch den jeweiligen Einleger – im 
Sinn einer „privaten“ im Gegensatz zu einer gewerblichen Nutzung – angesprochen sein. Dies brächte es mit 
sich, die Qualifikation als „Einlagen, die aus Immobilientransaktionen im Zusammenhang mit privat 
genutzten Wohnimmobilien resultieren“ nicht auf die Beschaffenheit und typische Zweckwidmung der 
Immobilie zu beziehen, sondern auf die Art der Nutzung – „privat“ oder nicht – durch den jeweiligen 
Einleger.

• Die zweite, auf die Nutzung durch den Einleger abstellende Auslegungsvariante würde im vorliegenden Fall 
dazu führen, dass die Einlage der Zweitklägerin nicht von der temporären Höhersicherung gemäß § 12 Z 1 
lit a EASEG (Art 6 Abs 2 lit a RL 2014/49/EU) erfasst wäre. Das ergäbe sich daraus, dass es sich bei der 
Zweitklägerin um eine Wohnbauvereinigung in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
handelt, bei der der Verkauf einer Wohnimmobilie ihrem Geschäftsbetrieb zuzurechnen ist.

• Hingegen kann dem Wortlaut der englischen und der französischen Sprachfassungen von Art 6 Abs 2 lit a 
RL 2014/49/EU ein Sinngehalt, der auf die Nutzung durch den jeweiligen Einleger abstellt, nicht zweifelsfrei 
entnommen werden („deposits resulting from real estate transactions relating to private residential
properties“; „les dépôts résultant de transactions immobilières relatives à des biens privés d’habitation“).

• Die dem Europäischen Gerichtshof vorgelegte Vorlagefrage zielt auf die Klärung dieser Auslegungszweifel ab.
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Einlagen

Verzinsung

keine Verzinsung Girokonto OGH 10 Ob 56/24v, 
3.6.2025, I

• Strittige Klausel im Girokontovertrag:
 Habenzinsen 0,000 % p.a.
 vereinbarter Sollzinssatz (derzeit 12,500 % p.a. 4) + 3,000 Prozentpunkte

• Hauptleistungspflicht der Bank aus dem Girokontovertrag ist die

• Abwicklung des Zahlungsverkehrs und die Verwahrung von Guthaben, um 
die Teilnahme am bargeldlosen Zahlungsverkehr für den Bankkunden zu 
ermöglichen. Dafür zahlt dieser ein Entgelt. Der Girokontovertrag dient 
nicht einem Sparzweck und ist nicht primär davon geprägt, dass das 
Guthaben zwingend zu verzinsen ist. Bei der Verzinsung von Guthaben auf 
Girokonten handelt es sich daher, auch unter Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des

• EuGH, um eine Nebenpflicht und nicht um eine Hauptleistung. Die Klausel 
unterliegt somit der Inhaltskontrolle des § 879 Abs 3 ABGB.
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keine Verzinsung Girokonto OGH 10 Ob 56/24v, 
3.6.2025, II

keine gröbliche Benachteiligung:

• Guthabensverwahrung und  Überziehungskredit nicht vergleichbar.

 Guthaben jederzeit durch Kunden behebbar (Liquiditätsanforderung für Bank). 

 Überziehungsmöglichkeit muss dem Kunden stets eine entsprechende Geldsumme 
zur Verfügung stellen. 

 Sollzinsen für den Kreditvertrag rechtlich nicht vergleichbar mit allfälligen 
Habenzinsen für Giroguthaben auf dem Girokonto. 

• Früchte aus Guthabensverwahrung dürfen neben dem Kontoführungsentgelt bei Bank 
verbleiben, dem Vorteil des Kunden gegenübersteht,  am Zahlungsverkehr  teilnehmen 
zu können und Guthaben bei Bank sicher verwahrt sowie aufgrund der gesetzlichen 
Einlagensicherung auch gesichert zu haben. 

• Weiters: Höhere Zinsen am Sparkonto; aus VZKG kein Zinsanspruch ableitbar

Basiszinssatz/Bonuszinssatz OGH 3 Ob 45/25a, 
23.7.2025, I

Verzinsung – Grundzinssatz
Das Guthaben auf dem Anlagekonto wird mit einem fixen Grundzinssatz 
von 0,01 % p.a. verzinst. Zinssatz vor KESt. [...]
Verzinsung – freiwilliger Bonuszinssatz
Der Bonuszinssatz wird von der Bank von 9. 5. 2023 bis 30. 10. 2023 
freiwillig gewährt. [= Klausel 1]
Er beträgt bis 75.000 Euro 0,25 % p.a.,  ab 75.000,01 Euro bis 150.000 
Euro 0,50 % p.a. ab 150.000,01 Euro 0,75 % p.a.
Ab dem 31. 10. 2023 gilt wieder der Grundzinssatz von 0,01 % p.a. für 
das gesamte Sparguthaben. Einlagenwerden zu jeder Zeit mit dem 
vereinbarten Grundzinssatz und allenfalls mit einem von der Bank auf 
freiwilliger Basis gewährten Bonuszinssatz verzinst. 
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Basiszinssatz/Bonuszinssatz OGH 3 Ob 45/25a, 
23.7.2025, II

• Der Kläger geht selbst davon aus, dass die von der Bank an den Sparer zu leistenden 
Zinsen als Hauptleistung im Sinn des § 879 Abs 3 ABGB kontrollfrei sind, wenngleich er 
auf dem Standpunkt steht, dass dies bloß für den vertraglich vereinbarten 
Anfangszinssatz von 2,5 bis 3 % gelte, während der spätere Rückfall auf den 
Grundzinssatz eine nachträgliche Einschränkung und Aushöhlung des ursprünglichen 
Hauptleistungsversprechens sei.

• Spareinlagenvertrag ist  Vertrag sui generis, der gewisse Elemente eines Darlehens oder 
eines depositum irregulare (§ 959 ABGB) enthält Aus der Definition des § 31 Abs 1 BWG, 
wonach es sich bei Spareinlagen um Anlagen handelt, folgt, dass grundsätzlich nur eine 
verzinsliche Einlage dem Anlagezweck, nämlich Einnahmen zu erzielen, entspricht. 
Spareinlagen sind also durch eine gewisse längerfristige Dauer und den 
Veranlagungszweck der Verzinsung gekennzeichnet und haben typischerweise 
Vermögensbildungs- und Gewinnerzielungsfunktion. Anders als im Fall eines 
Girokontovertrags (Verweis auf 10 Ob 56/24v) dient ein reines Sparkonto einem 
Sparzweck und ist primär davon geprägt, dass das Guthaben zu verzinsen ist. Folglich 
handelt es sich bei der Verzinsung um eine Hauptleistung des Vertrags.

Basiszinssatz/Bonuszinssatz OGH 3 Ob 45/25a, 
23.7.2025, III

• Die Klausel beinhaltet kein Recht der Beklagten zur einseitigen Zinsanpassung. Vielmehr 
werden darin die von der Beklagten zu leistenden Zinsen sowohl für den näher 
umschriebenen Anfangszeitraum als auch für die Zeit danach (im Sinn des „Rückfalls“ auf 
den generell vereinbarten Grundzinssatz) von Anfang an für beide Seiten bindend 
geregelt. Damit ist auch die Höhe des Grundzinssatzes der Inhaltskontrolle nach § 879 
Abs 3 ABGB entzogen.

• Mangels Vorliegens eines einseitigen Leistungsänderungsrechts der Beklagten hat das 
Berufungsgericht auch einen Verstoß gegen § 6 Abs 2 Z 3 KSchG zutreffend verneint. Eine 
sachliche Rechtfertigung für die Reduktion auf den Grundzinssatz muss die Klausel daher 
nicht enthalten.

• § 6 Abs 1 Z 5 KSchG erfasst schon nach seinem  Wortlaut nur Entgelt, das der 
Verbraucher dem Unternehmer zu zahlen hat, nicht jedoch auch Zahlungen des 
Unternehmers an den Verbraucher. Die vom Kläger angestrebte analoge Anwendung 
dieser Bestimmung auf die den Verbrauchern von der beklagten Bank aufgrund des hier 
zu beurteilenden Spareinlagenvertrags zu leistenden Habenzinsen hat das 
Berufungsgericht mangels planwidriger Lücke zutreffend abgelehnt. 
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Basiszinssatz/Bonuszinssatz OGH 3 Ob 45/25a, 
23.7.2025, IV

• Bei unbefangener Befassung kann ein durchschnittlicher verständiger Verbraucher insbesondere 
angesichts der vorangestellten Regelung über den Grundzinssatz keinen Zweifel daran haben, 
dass die Beklagte den Bonuszinssatz im genannten Zeitraum (nur) insofern „freiwillig“ leistet, als 
er über den vereinbarten Grundzinssatz hinausgeht. 

• Für die Annahme, sie wolle sich durch Verwendung des Wortes „freiwillig“ überdies auch das 
Recht vorbehalten, die höhere Verzinsung allenfalls bereits vor Ablauf des von ihr konkret 
benannten Zeitraums von knapp sechs Monaten zu beenden, ist angesichts des 
Gesamtzusammenhangs kein vernünftiger Grund ersichtlich.

• Die Klausel ist auch deshalb nicht intransparent, weil ihr Wortlaut bei vernünftiger Betrachtung 
keinen Zweifel daran, dass den Kunden der Beklagten im Zeitraum vom 9. Mai bis 
30. Oktober 2023 nur der Bonuszinssatz gebührt, weil die Formulierung andernfalls lauten 
müsste, dass der Bonuszinssatz zusätzlich zum Grundzinssatz gebührt; aus der bloßen 
Verwendung des Begriffs Bonuszinsen kann dies hingegen nicht geschlossen werden.

• Die Klausel verstößt entgegen der Ansicht des Klägers und des Erstgerichts auch nicht gegen § 6 
Abs 2 Z 3 KSchG. Ein einseitiges Leistungsänderungsrecht der Beklagten liegt hier nämlich nicht 
vor, zumal die Klausel nichts anderes als eine (wenn auch befristete) Erhöhung der Sparzinsen 
gegenüber dem Grundzinssatz regelt.

Einlagen

Kontoregister
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Kontoregisterabfrage durch Verlassenschaftsgericht? 
OGH 2 Ob 205/25y, 20.1.2026, I

• Der Erblasser hinterlässt seine Witwe und eine Tochter, die 
Revisionsrekurswerberin. Beide gaben gestützt  auf das Gesetz 
unbedingte Erbantrittserklärungen im Ausmaß der ihnen jeweils 
zustehenden Quoten ab. 

• Im Hinblick auf ein beabsichtigtes Erbteilungsübereinkommen und 
unter Hinweis, dass ihr die Auskunft vom zuständigen Bundesminister 
für Finanzen verweigert worden sei, beantragt die Tochter zur Klärung 
der „Vermögensverhältnisse“, das Verlassenschaftsgericht möge im 
Wege der Amtshilfe eine Auskunft nach dem Kontenregister- und 
Konteneinschaugesetz (KontRegG) über den Erblasser einholen.

• Das Erstgericht wies den Antrag ab.

Kontoregisterabfrage durch Verlassenschaftsgericht? 
OGH 2 Ob 205/25y, 20.1.2026, II

• Die Verlassenschaftsgerichte werden in § 4Abs 1 und Abs 1a KontRegG nicht als 
abfrageberechtigt genannt. Eine allenfalls durch Analogie zu schließende Lücke
liegt schon deshalb nicht vor, weil der Gesetzgeber eine entsprechende 
Anregung der Österreichischen Notariatskammer im Gesetzgebungsverfahren zur 
Stammfassung des KontRegG nicht aufgegriffen hat (vgl dazu auch VwGH Ro 
2024/13/0022). Eine Auskunft an das Verlassenschaftsgericht oder den 
Gerichtskommissär ist auf dieser Grundlage nicht zulässig.

• Im vorliegenden Verfahren hat bereits der Gerichtskommissär aufgrund seiner 
Befugnis nach § 9 Abs 3 GKG das Bundesministerium für Finanzen um Amtshilfe 
durch Gewährung der Einsicht in das Kontenregister ersucht. Diesem Ersuchen 
wurde unter Hinweis auf § 4 KontRegG nicht entsprochen. Die Auffassung der 
Vorinstanzen, dass nicht nochmals (nun durch das Gericht) um Amtshilfe zu 
ersuchen ist, wirft aufgrund der eindeutigen Rechtslage keine Rechtsfrage 
erheblicher Bedeutung auf.
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Kontoregisterabfrage durch Verlassenschaftsgericht? 
OGH 2 Ob 205/25y, 20.1.2026, III

• Im Revisionsrekursverfahren ist zu klären, ob das 
Verlassenschaftsgericht den Bundesminister für Finanzen um 
Amtshilfe durch Erteilung einer Auskunft aus dem nach § 1 KontRegG
eingerichteten Kontenregister zu ersuchen hat.

• Nicht zu beurteilen ist demgegenüber die in die Zuständigkeit der 
Verwaltungsgerichte und des Verfassungsgerichtshofs fallende Frage, 
ob der Vertreter des Nachlasses oder die Erben als „betroffene 
Personen“ nach § 4 Abs 4 KontRegG auskunftsberechtigt sind (dies 
ablehnend VwGH Ro 2024/13/0022; Ro 2025/13/0001).

Kontoregisterabfrage durch Verlassenschaftsgericht? 
OGH 2 Ob 205/25y, 20.1.2026, IV

• Nach Art 22 B-VG sind die Organe des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
der Gemeindeverbände sowie der sonstigen Selbstverwaltungskörper im Rahmen 
ihres gesetzmäßigen Wirkungsbereichs zur wechselseitigen Hilfeleistung 
verpflichtet. Diese Bestimmung ist zwar unmittelbar anwendbar. Dem einfachen 
Gesetzgeber steht es aber frei, die Verpflichtung zur Amtshilfe näher 
auszugestalten und dabei auch in einem bestimmten Ausmaß zu beschränken.

• Eine solche einfachgesetzliche Regelung enthalten § 4 Abs 1 und 1a KontRegG, 
wonach Auskünfte aus dem Kontenregister bestimmt genannten Behörden für 
bestimmt genannte Zwecke zu erteilen sind. Dass diese Regelung abschließend 
ist, ergibt sich ohne jeden Zweifel aus der Verfassungsbestimmung § 4 Abs 7 
KontRegG: Danach können § 4 Abs 1 und 1a KontRegG vom Nationalrat nur in 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Abgeordneten und mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen abgeändert werden. 
Damit kann die „Erweiterung des Kreises der zugriffsberechtigten Behörden […] 
nur mit einem verstärkten Quorum beschlossen werden“.



50

Garantien

Garantie 1170b ABGB 8 Ob 147/25p, 24.3.2026, I

• Garantiewortlaut:
Wir haben erfahren, dass Ihre anwaltliche Vertretung mit Schreiben vom 25. 4. 
2025 unseren Kunden aufgefordert hat, eine Sicherstellung gemäß § 1170b 
ABGB in Höhe von EUR 3.994.155,15 zu leisten. Im Hinblick darauf übernehmen 
wir Ihnen gegenüber im Auftrag unseres Kunden die unbedingte und 
unwiderrufliche Garantie bis zu einem Höchstbetrag von EUR 3.994.155,15 und 
verpflichten uns, über Ihre erste schriftliche Aufforderung unter Verzicht auf 
jede Einwendung aus und ohne Prüfung des zugrundeliegenden 
Rechtsverhältnisses………….

• Garantieauftraggeber (Werkbesteller) verlangt Mängelbehebung. 
Begünstigter (Werkunternehmer) verlangt Werklohnzahlung und 
nimmt Garantie in Anspruch. Garantieauftraggeber tritt vom Vertrag 
zurück und beantragt EV gegen Garantiezahlung, die erlassen wird. 
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Garantie 1170b ABGB 8 Ob 147/25p, 24.3.2026, II

• Bei der Abstraktheit der Garantie sind nur solche Einwendungen zulässig, die sich aus der 
Auslegung des Garantietextes selbst ergeben. Es ist gerade der Sinn einer solchen Garantie, dem 
Begünstigten eine sichere und durch Einwendungen nicht verzögerte Zahlung zu gewährleisten. 
Streitigkeiten sollen erst nach der Zahlung abgewickelt werden.

• Der Anspruch des Garantieauftraggebers gegen den Begünstigten auf Widerruf des Abrufs einer 
Bankgarantie kann durch einstweilige Verfügung nur unter der Voraussetzung gesichert werden, 
dass der Nichteintritt des Garantiefalls liquide und eindeutig nachgewiesen wird 

• Rechtsmissbrauch liegt unter anderem dann vor, wenn die Bankgarantie vom Begünstigten für ein 
Ereignis in Anspruch genommen wird, für das sie nicht übernommen wurde. Rechtsmissbrauch ist 
anzunehmen, wenn er eine Leistung in Anspruch nimmt, obwohl schon  eindeutig feststeht, dass 
er keinen derartigen Anspruch gegen den Dritten hat und daher das Erhaltene jedenfalls sofort  
wieder herauszugeben hätte.

• Ein Missbrauchsfall liegt nur dann vor, wenn das Nichtbestehen des Anspruchs des Begünstigten 
im Valutaverhältnis zur Zeit der Inanspruchnahme der Garantie evident erwiesen ist. Hält sich 
der Begünstigte hingegen aus vertretbaren Gründen für berechtigt, kann ihm kein arglistiges oder 
rechtsmissbräuchliches Verhalten vorgeworfen werden. Für den Vorwurf des Rechtsmissbrauchs 
kommt es auf den Wissensstand und die Beweislage im Zeitpunkt der Inanspruchnahme der 
Garantie an

Garantie 1170b ABGB 8 Ob 147/25p, 24.3.2026, III

• die Garantieauftraggeberin hat nicht bescheinigt, dass die Ursache für die 
fehlende Funktion der Anlage von der Begünstigten zu vertreten wäre. 
Demzufolge ist der Garantieauftraggeberin die Bescheinigung der 
Voraussetzungen für den von ihr behaupteten berechtigten Vertragsrücktritt 
nicht gelungen und damit auch nicht das Nichtbestehen von Ansprüchen der 
Zweitantragsgegnerin aus einem allenfalls unberechtigten Vertragsrücktritt.

• Dass der Begünstigten der Garantiebetrag der Höhe nach damit keinesfalls mehr 
zustehen könnte und das Abrufen der Garantie aus diesem Grund (teilweise) 
rechtsmissbräuchlich wäre, hat die dafür behauptungspflichtige Antragstellerin 
daher nicht dargetan.

• Rechtsmissbrauch durch die Begünstigte  könnte demnach allenfalls dann 
angenommen werden, wenn bei Strittigkeit der Höhe der wechselseitigen 
Ansprüche die Inanspruchnahme der Sicherheit nach § 1170b ABGB aus 
rechtlichen Gründen unzulässig war.



52

Garantie 1170b ABGB 8 Ob 147/25p, 24.3.2026, IV

• Bloß der Zahlungsverzug des Bestellers ist Voraussetzung für die 
Zulässigkeit des Abrufs der Bankgarantie zu 1170b ABGB in Höhe der 
jeweils fälligen Forderung; durch unberechtigte Einwendungen wird die 
Fälligkeit nicht hinausgeschoben.
 Ausdrücklich abgelehnt werden 6 Ob 113/20s und 5 Ob 54/25i,  wo auch für den Fall 

unberechtigter Einwendungen gegen den Entgeltanspruch die Inanspruchnahme der 
nach § 1170b ABGB gegebenen Sicherheit für unzulässig erachtet wurde. 

• Da im gegenständlichen Fall strittig ist, wer die Fehlfunktionen der Anlage 
zu vertreten hat, ist es der Antragstellerin jedenfalls nicht gelungen, 
eindeutig und liquide zu bescheinigen, dass der Garantiefall nicht 
eingetreten sei, weil der Zweitantragsgegnerin kein fälliger Anspruch 
zukomme. Rechtsmissbrauch ist demnach zu verneinen.

Haftrücklass OGH 3 Ob 172/25b, 17.12.2025, I

Garantiewortlaut:

„Wir haben davon Kenntnis, dass aufgrund des zwischen Ihnen [Bestellerin] und der 
[Werkunternehmerin] abgeschlossenen Vertrags […] ein Haftungsrücklass von 
Ihnen einbehalten wurde, der gegen Beibringung einer Haftungsrücklassgarantie
freigegeben wird.

Im Auftrag der [Werkunternehmerin] übernehmen wir hiermit Ihnen gegenüber 
diese unwiderrufliche und unbedingte Garantie im Betrag von 136.703,04 EUR [...], 
indem wir uns verpflichten, innerhalb von drei Bankwerktagen auf Ihre erste 
schriftliche Aufforderung hin an Sie jeden Betrag bis zur Höhe des vorstehenden 
Garantiebetrages, ohne Prüfung des Rechtsgrundes und unter Verzicht auf jedwede 
Einwendungen sowie Einreden auf ein von Ihnen bekanntzugebendes Bankkonto zu 
überweisen. [...] 

Diese Garantie dient der Absicherung jeglicher Ihrer Gewährleistungs- und 
Schadenersatzansprüche im Zusammenhang mit dem oben angeführten Vertrag.“
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Haftrücklass OGH  3Ob 172/25b, 17.12.2025, II

• Trotz Ausstellung der Bankgarantie überwies die Bestellerin den 
einbehaltenen Haftrücklassbetrag nicht an die Werkunternehmerin.

• Nach Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen der 
Werkunternehmerin forderte die Bestellerin den Insolvenzverwalter 
auf, nachträglich bekannt gewordene Mängel des Werkes zu 
beheben. 
Dieser Aufforderung wurde nicht entsprochen => Garantieinanspruchnahme, 
vom Insolvenzverwalter beantragte eV wurde erlassen w/Rechtsmissbrauchs.

Haftrücklass 3 Ob 172/25b, 17.12.2025, III

• Rechtsmissbrauch liegt vor, wenn die Bankgarantie vom Begünstigten für 
ein Ereignis in Anspruch genommen wird, für das sie nicht übernommen 
wurde. 

• Da es für den Vorwurf des Rechtsmissbrauchs auf den Wissensstand bzw
die Beweislage im Zeitpunkt der Inanspruchnahme der Garantie ankommt, 
liegt ein Missbrauchsfall dann vor, wenn das Nichtbestehen des Anspruchs 
des Begünstigten im Valutaverhältnis zur Zeit der Inanspruchnahme der 
Garantie evident erwiesen ist (.

• Erfolgte der Abruf der Garantie dagegen aufgrund einer vertretbaren 
Auslegung des im Valutaverhältnis abgeschlossenen Vertrags oder hält sich 
der Begünstigte sonst aus vertretbaren Gründen für berechtigt, so kann 
ihm ein rechtsmissbräuchliches oder arglistiges Verhalten nicht 
vorgeworfen werden.
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Haftrücklass 3 Ob 172/25b, 17.12.2025, IV

• Haftrücklass soll  die Gewährleistungsansprüche und damit auch den 
Anspruch des Werkbestellers auf Verbesserung des mangelhaften Werkes 
sichern. Wird an Stelle eines sonst vereinbarten Haftrücklasses eine 
Bankgarantie gegeben, so erhält der Werkunternehmer frühzeitig das 
volle Entgelt und der Werkbesteller so gestellt, als ob er die fragliche 
Summe nicht aus der Hand gegeben hätte. Es wird also die Liquidität des 
Werkunternehmers erhöht, ohne die Sicherheit des Werkbestellers für 
erst später entdeckte Mängel des Werkes zu gefährden.

• Demgemäß ist der Parteiwille bei Vereinbarung einer Haftrücklassgarantie
in der Regel nur darauf gerichtet, dass diese den Haftrücklass ersetzt, 
während sonst keine Veränderung der Rechtspositionen herbeigeführt 
werden soll.

Haftrücklass 3 Ob 172/25b, 17.12.2025, V

• Eine Haftrücklassgarantie ist ausschließlich eine Sicherung des Anspruchs 
auf Rückzahlung des freigegebenen Haftrücklasses an die Bestellerin und 
nicht eine Sicherung unmittelbar aller Gewährleistungsansprüche der 
Bestellerin. 

• Durch Abruf der Bankgarantie soll demgemäß auch nur jene Situation 
hergestellt werden, als hätte der Werkbesteller den entsprechenden Teil 
des Kaufpreises noch nicht gezahlt. Dies bedeutet, dass die 
Haftrücklassgarantie zwar jegliche Ansprüche der Bestellerin auf 
Gewährleistung und Schadenersatz infolge von Mängeln des Werkes 
sichert, dies aber nur im Umfang des vereinbarten Haftrücklassbetrags.

• Ein Werkbesteller bedarf aber keiner Absicherung für einen von ihm gar 
nicht ausgezahlten Betrag.
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Formgerechte Inanspruchnahme der Garantie? OGH 7 
Ob 145/25m, 25.9.2025,  I

• Der Garant hat vom Begünstigten die strikte, „pedantisch genaue“ Erfüllung 
aller Anspruchsvoraussetzungen zu verlangen („formelle Garantiestrenge).).

Bei rechtsgeschäftlich vereinbarten Formerfordernissen kann je nach Zweck 
der Formvereinbarung die Inanspruchnahmeerklärung wirksam sein, obwohl 
die vereinbarte Form nicht eingehalten wurde, wenn dies mit dem Zweck der 
Formabrede vereinbar ist. Das Recht auf „präzise, ja nachgerade pedantisch 
genaue Erfüllung aller Anspruchsvoraussetzungen“ gilt daher nur „im 
Zweifel“, wobei zugestanden wird, dass die Gründe für eine gegenteilige 
Interpretation aus den Umständen des Einzelfalls gut abgesichert sein 
müssen. 

Die formelle Garantiestrenge gilt nach entsprechender Interessenabwägung 
zugunsten des Begünstigten dann nicht uneingeschränkt, wenn die exakte
Erfüllung der Garantiebedingungen an Umständen scheitert, die vom 
Begünstigten weder beeinflusst wurden noch zu beeinflussen waren, wenn 
die Hindernisse also nicht seiner Sphäre zuzurechnen sind.

Formgerechte Inanspruchnahme der Garantie? OGH 7 
Ob 145/25m, 25.9.2025,  II

• Die Vorinstanzen haben die rechtzeitige Inanspruchnahme der Garantie 
bejaht, weil der vorgesehene Abruf mittels Fax, welcher unter der Bedingung 
des Einlangens des Abrufs im Original drei Tage später zulässig gewesen wäre, 
ausschließlich am Defekt des Geräts bei der Beklagtenvertreterin gescheitert 
war. Den dann nach Rücksprache bei der Garantin erfolgten Abruf per E-Mail 
gemeinsam mit der darauffolgenden Übermittlung des Schreibens im Original 
haben die Vorinstanzen als rechtzeitig beurteilt. 

Vor dem Hintergrund des Telefonats zwischen der Abrufenden und der 
Garantin unmittelbar vor Übermittlung des Schreibens per E-Mail und dem 
Umstand, dass die Beklagte zu diesem Zeitpunkt damit keinerlei Zweifel 
hegen konnte, dass ihre Garantieleistung an den richtigen Begünstigten 
erfolgen werde, ist die Beurteilung der Vorinstanzen – ausgehend von 
Geschäftszweck und Interessenlage der Beteiligten – insgesamt nicht 
korrekturbedürftig.
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Formgerechte Inanspruchnahme der Garantie? OGH 7 
Ob 145/25m, 25.9.2025,  III

In der Entscheidung zu 8 Ob 109/20t (?Fax ist Fax?) war eine der vorliegenden 
Abrufvereinbarung gleichende (Fax und Original binnen dreier Tage) zu beurteilen. Dort 
wich die Abrufende allerdings ohne weitere Begründung oder Notwendigkeit von dieser 
Vereinbarung ab. Der 8. Senat kam zum Ergebnis, dass nicht von einer sich aus dem Zweck 
der Vereinbarung ergebenden Gleichwertigkeit von Telefax und E-Mail ausgegangen 
werden könne und berechtigte Interessen der dort Beklagten an der Einhaltung der 
vereinbarten Form bestanden hätten, während die dortige Klägerin keine Gründe für die 
Nichteinhaltung dieser Form geltend gemacht habe. 

Das ist hier gerade nicht der Fall, weil aufgrund des defekten Geräts ein berechtigtes 
Interesse am Abweichen von der Fax-Übermittlung bestanden hat.

Erkennbarer Zweck der vereinbarten Abrufbedingungen ist hier offensichtlich, die 
Übermittlung des Garantieabrufs auch gegen Ende der Frist durch die Möglichkeit des 
Abrufs per Fax zu erleichtern. Warum die beklagte Garantiegeberin aufgrund des nicht der 
Begünstigten zuzurechnenden Defekts des Geräts der Empfängerin die erleichterte 
Möglichkeit der Übermittlung des Garantieabrufs nicht akzeptieren und – wie die Klägerin 
argumentiert – ausschließlich eine Übermittlung des Originals per Boten zulassen hätte 
dürfen, ist nicht ersichtlich. 

Personalsicherheiten
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Personalsicherheiten

Schriftform

Schriftform Mail OGH 3 Ob 188/25f, 17.12.2025, I

Der Mieter sandte der Hausverwaltung und dem langjährigen 
Rechtsvertreter des klagenden Vermieters eine einfache E-Mail mit 
dem Betreff „Kündigung“, der als PDF-Dokument ein an die 
Hausverwaltung gerichtetes Schreiben angeschlossen war, mit dem der 
Beklagte die Kündigung des Mietverhältnisses erklärte. Am Ende des 
Schreibens fand sich computergeschrieben der Name des Beklagten, 
das Schreiben war aber weder handschriftlich unterfertigt noch 
qualifiziert elektronisch signiert.
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Schriftform Mail OGH 3 Ob 188/25f, 17.12.2025, II

• Gemäß § 33 Abs 1 Satz 1 MRG können Mietverträge vom Mieter 
gerichtlich oder schriftlich, vom Vermieter jedoch nur gerichtlich 
gekündigt werden.

• Das Gebot der Schriftlichkeit bedeutet aufgrund von § 886 ABGB im 
Allgemeinen „Unterschriftlichkeit“, es sei denn, das Gesetz sieht 
ausdrücklich eine Ausnahme vor. Die Bestimmung des § 886 ABGB 
über das Erfordernis der Unterschrift ist nicht nur auf Verträge, 
sondern auch auf einseitige Erklärungen anzuwenden, für welche das 
Gesetz, ohne eine entsprechende Einschränkung zu machen, 
Schriftlichkeit normiert.

Schriftform Mail OGH 3 Ob 188/25f, 17.12.2025, III

• Das Erfordernis der Schriftform soll sicherstellen, dass aus dem 
Schriftstück der Inhalt der Erklärung, die abgegeben werden soll, und 
die Person, von der sie ausgeht, zuverlässig entnommen werden 
können (Echtheitsfunktion). 

• Darüber hinaus liegt der Zweck der Schriftform im Übereilungsschutz 
(Warnfunktion), in der Beweissicherung oder in der Rechtssicherheit 
des Geschäftsverkehrs Bei § 33 Abs 1 Satz 1 MRG dient das 
Schriftformerfordernis jedenfalls (auch) dem Übereilungsschutz des 
Bestandnehmers.
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Schriftform Mail OGH 3 Ob 188/25f, 17.12.2025, IV

• Bei elektronischer Kommunikation ist für die Einhaltung der Schriftform die 
qualifizierte elektronische Signatur (§ 4 Abs 1 Satz 1 SVG iVm Art 25 Abs 2 elDAS-
VO 910/2014/EU) erforderlich. Einfache, nicht mit elektronischer Signatur 
versehene E-Mails entsprechen dem Schriftformerfordernis nicht.

• Im Einzelfall kann einem gesetzlichen Schriftlichkeitsgebot – nach dem Zweck des 
Formgebots – auch ohne Unterfertigung einer Erklärung entsprochen werden. 
Eine solche teleologische Reduktion von Formvorschriften ist aber mit größter 
Vorsicht handzuhaben und erfordert eine nachgewiesene echte (planwidrige) 
Lücke aus Sicht des Gesetzgebers, die im  Fehlen einer nach der ratio legis
notwendigen Ausnahme besteht („verdeckte Lücke“). 

Bei bloßen Informationspflichten lässt Judikatur grundsätzlich die Textform 
genügen. Dies gilt aber nicht für die Abgabe von Willenserklärungen (Verweis 
auf 8 Ob 102/16g und das VersRÄG 2012 sowie das  AktRÄG 2009 mit denen die 
„geschriebene Form“ bzw die „Textform“ eingeführt und der Schriftform 
gegenübergestellt wird).

Schriftform Mail OGH 3 Ob 188/25f, 17.12.2025, V

Mangels Entscheidungserheblichkeit offen bleibt, ob

• es für das Schriftformerfordernis des § 886 ABGB ausreichen kann, einen 
eigenhändig unterfertigten Text (ein formwirksam erstelltes 
Papierdokument) per Telefax oder eingescannt als Anhang zu einer E-Mail
an den Empfänger zu übermitteln (Verweis auf 8 Ob 74/24a, 
Bollenberger/P. Bydlinski, Riedler), oder 

• vielmehr die Ansicht zutrifft, der wirksame Zugang einer 
empfangsbedürftigen Willenserklärung setze nicht nur deren gehörige 
Entstehung voraus, sondern bei Abgabe einer schriftformgebundenen 
Erklärung müsse diese dem Empfänger auch in jener Form zugehen, die 
für ihre Abgabe vorgeschrieben ist (Verweis auf Vonkilch, Brenn, Rummel, 
und 1 Ob 237/13d )
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Schriftform Mail OGH 3 Ob 188/25f, 17.12.2025, VI

Verweis auf 8 Ob 74/24a

• Klausel: 
Eine Kündigung hat durch den Vermieter gerichtlich zu erfolgen, durch den Mieter gemäß § 33 
Abs 1 MRG (WRN 2006) schriftlich oder gerichtlich zu erfolgen, wobei die Vertragsparteien 
vereinbaren, dass eine schriftliche Kündigung eingeschrieben zu erfolgen hat, nicht aber per 
Telefax oder Email.“

• Eine Kündigung mit einem Telefax, das auch die eigenhändige, ebenfalls 
fernkopierte Unterschrift des Mieters enthält und bei dem der Inhalt der 
Erklärung, die abgegeben werden soll, sowie die Person, von der sie ausgeht, 
unzweifelhaft sind, reicht nach einhelliger Ansicht ebenfalls aus (Verweis auf 
Stabentheiner, Höllwerth,  Lovrek, Häublein). Gleiches bei Übermittlung eines 
eingescannten, eigenhändig unterfertigten Textes per E-Mail gelten.

• Dadurch, dass die Klausel diese Formen der Kündigungserklärung des Mieters 
ausschließt, verstößt sie gegen § 33 Abs 1 MRG. 

Schriftform Mail Brenn ÖJZ 2026, 335 I

• Bei richtiger Sichtweise ist (nur) fraglich, ob es zur Wahrung der 
Schriftform ausreicht, dass 
ein formwirksam erstelltes Papierdokument mittels Telefax oder als 
eingescanntes Dokument mittels E-Mail an den 
Empfänger übermittelt wird. 

• Anders gewendet stellt sich folgende Frage: Muss eine 
formbedürftige (empfangsbedürftige) Willenserklärung auch in der 
gebotenen Form dem Empfänger zugehen oder nicht? Es geht nur 
um die Zugangsfrage.
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Schriftform Mail Brenn ÖJZ 2026, 335 II

• Eine Willenserklärung erfordert die innere Willensbildung und die Äußerung des Willens. 
Dadurch wird die Willenserklärung abgegeben, wodurch sie entsteht. Ist die 
Willenserklärung schriftformgebunden, so entsteht sie mit der Unterschrift auf der 
Urkunde unter der Erklärung. 

• Neben der Abgabe kennt das ABGB (nur) den Zugang der Erklärung. Dabei ist es völlig 
unzweifelhaft, dass jede empfangsbedürftige (und damit auch jede annahmebedürftige) 
Willenserklärung dem Empfänger zugehen muss. Bei der schriftformgebundenen 
Willenserklärung ist "die Willenserklärung" ausschließlich jene, die mit der 
eigenhändigen Unterschrift versehen ist, also das Original.  Eine Abtrennung der Form 
von der Willenserklärung ist (denk)unmöglich. 

• Zusammenfassend ergibt sich, dass formbedürftige Willenserklärung dem Empfänger 
auch in der gebotenen Form zugehen müssen. Dies geht nur durch die Übermittlung 
(den Zugang) des schriftlichen Originals (mit eigenhändiger Unterschrift) oder eines 
qualifiziert elektronisch signierten Dokuments. Die Übermittlung des unterschriebenen 
Dokuments mittels Telefax sowie auch eines eingescannten Dokuments (per E-Mail oder 
dergleichen) reicht für einen wirksamen Zugang einer formgebundenen 
Erklärung nicht aus.

Personalsicherheiten

Patronatserklärung
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Patronatserklärung OGH 1Ob 45/25m, 31.7.2025,  I

• Erklärung 
als Geschäftsführer und Mitgesellschafter der V* GmbH […] erkläre ich Ihnen 
gegenüber unwiderruflich und rechtsverbindlich, dass ich für den Fall, dass die 
V* fällige Zahlungsverpflichtungen Ihnen gegenüber nicht erfüllt, gewährleisten 
werde, dass die V* mit mindestens EUR 40.000 Kapital ausgestattet wird, 
welches auf das Konto [...] gutgebracht wird.“

• Konkurs über V GmbH, angemeldete Forderung der begünstigten 
Bank anerkannt 

Patronatserklärung OGH, 1Ob 45/25m, 31.7.2025  II

• Die gegenständliche „harte“ Patronatserklärung räumt dem 
Beklagten als Patron gerade keine Ausstattungsfreiheit ein, sondern 
verpflichtet ihn zum Zweck der Erfüllung fälliger 
Zahlungsverpflichtungen der GmbH, diese mit Kapital in einer 
bestimmten Mindesthöhe auszustatten. 

• Bei einer „harten“ Patronatserklärung erwirbt zwar der jeweilige 
Erklärungsempfänger – die Kreditgeberin/Klägerin – den Anspruch 
aus der Patronatserklärung gegen den Patron. Der Anspruch ist aber 
nur auf die Ausstattung des Protegés gerichtet. Es  handelt sich um 
keine direkte Einstandspflicht für fremde Schulden. Der Kreditgeber 
hat als Empfänger der Patronatserklärung daher grundsätzlich keinen 
direkten Zahlungsanspruch gegen den Patron 
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Patronatserklärung OGH 1Ob 45/25m, 31.7.2025,  III

• Im Fall einer „harten“ Patronatserklärung steht dem Kreditgeber bei 
Insolvenz des Kreditnehmers ein Direktleistungsanspruch auf 
Schadenersatz gegen den Patron zu, wenn der Patron seine 
vertragliche Ausstattungspflicht nicht erfüllt.

• Der Schadenersatzanspruch soll den Kreditgeber wirtschaftlich in jene 
Lage versetzen, die bei ordnungsgemäßer, vollständiger 
Leistungserbringung durch den Patron bestünde, wenn also der 
Kreditnehmer infolge ausreichender Ausstattung durch den Patron 
die besicherte Hauptschuld bei Fälligkeit im berechtigten Umfang 
erfüllt hätte.

Realsicherheiten
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Nicht eingetragene Pfandbestellungsurkunde und 
Verkauf OGH 9 Ob 73/25p, 18.3.2026, I

• Kreditvertrag
„Sicherheiten: jeweils gemäß gesonderten Verträgen, und zwar:
Höchstbetragshypothek: Pfandurkunde über EUR 120.000,00 jederzeit einverleibungsfähig ob EZ * KG *
Bürgschaft: Dr. M*
Auszahlungsvoraussetzungen: ordnungsgemäße und unwiderrufliche Bestellung der vereinbarten Sicherheiten ….
Auflösung: Aus wichtigem Grund ist der Kreditgeber jederzeit berechtigt, den gesamten Kredit sofort fällig zu stellen. Wichtige 
Gründe sind neben den in Ziffer 23 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen genannten Gründen insbesondere: ……
- wesentliche Wertverschlechterung der bestellten Sicherheiten, sofern dadurch die Rechtsstellung des Kreditgebers gefährdet 
wird,
- Verstoß gegen wichtige Vertragsbestimmungen, …………………

• Ziffer 23 der AGB lautete:

„3 Kündigung aus wichtigem Grund
Z 23. (1) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes können das Kreditinstitut und der Kunde die gesamte Geschäftsverbindung oder 
einzelne Daueraufträge jederzeit mit sofortiger Wirkung kündigen.
(2) Ein wichtiger Grund, der das Kreditinstitut zur Kündigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn ……………………………
- der Kunde eine Verpflichtung zur Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nicht erfüllt hat oder nicht erfüllen kann und 
dadurch die Erfüllung der Verbindlichkeiten gegenüber dem Kreditinstitut gefährdet ist.“

Nicht eingetragene Pfandbestellungsurkunde und 
Verkauf OGH 9 Ob 73/25p, 18.3.2026, II

• Nach Abschluss des Kreditvertrags übertrug Dr. M* das Eigentum an 
der Liegenschaft EZ * KG * im Jahr 2023 an die I* GmbH & Co KG, 
deren Kommanditist sowie Alleingesellschafter und Geschäftsführer 
der Komplementärin er ist. Nachfolgend wurde ob der Liegenschaft 
ein Pfandrecht zugunsten einer anderen Bank einverleibt.

• Nachdem sie von diesen Umständen Kenntnis erlangt hatte, erklärte 
die Bank  gegenüber der Klägerin die Auflösung des Kreditvertrags aus 
wichtigem Grund und die Fälligstellung des Kredits.
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Nicht eingetragene Pfandbestellungsurkunde und 
Verkauf OGH 9 Ob 73/25p, 18.3.2026, III

Die Ansicht des Berufungsgerichts, die Klägerin könne aufgrund der 
Übertragung des Eigentums an der Liegenschaft ihre Verpflichtung zur 
Beistellung und Aufrechterhaltung der vereinbarten Sicherheit 
(einverleibungsfähige Höchstbetragshypothek) nicht mehr erfüllen und 
habe damit ihre kreditvertraglichen Pflichten verletzt, weshalb –
aufgrund des Verstoßes gegen wichtige Vertragsbestimmungen – ein 
vertraglicher Auflösungsgrund verwirklicht sei, hält sich im Rahmen der 
Rechtsprechung und bedarf keiner höchstgerichtlichen Korrektur.

Pfandrückgabe OGH 17 Ob 11/25d, 7.10.2025, I
Sachverhalt 1:

Darlehen gegen Verpfändung eines PKW. Dazu „Benützungsvereinbarung“:

„Die Pfandsache wurde dauerhaft an [die Klägerin] übergeben.

2. BENÜTZUNGSBEDARF

Der Kunde hat aus folgenden Gründen den dringenden Bedarf, die Pfandsache zu verwenden:

x private Nutzung

3. BENÜTZUNGSVEREINBARUNG

[Die Klägerin] als Pfandnehmerin gestattet wegen des dringenden Bedarfs des Kunden (Punkt 2.) die 
Benützung der Pfandsache bis 19. 06. 2022 und stellt sie vorläufig und unter Vorbehalt an den 
Kunden zurück (die 'Benützung'). [...]

4. WIDERRUFLICHKEIT UND ENDE DER BENÜTZUNG

Die Benützung kann von [der Klägerin] zu jedem Zeitpunkt, insbesondere bei Zahlungsverzug des 
Kunden, widerrufen werden. Die Benützung endet spätestens und automatisch, sobald das 
Pfandleihdarlehen zurückzuzahlen ist (Fälligkeit des Pfandleihdarlehens bzw Verfall der Pfandsache). 
Bei Verlängerung des Pfanddarlehens über die ursprüngliche Laufzeit hinaus oder Abschluss einer 
neuen Pfandleihvereinbarung über die Pfandsache verlängert sich die Benützungsvereinbarung 
entsprechend.“
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Pfandrückgabe OGH 17 Ob 11/25d, 7.10.2025, II
Sachverhalt 2

Vor Unterfertigung dieser Vereinbarung übergab der Schuldner der Klägerin (nur) den Typenschein 
und Teil II der Zulassung des Fahrzeugs, nicht aber die Schlüssel. 

Das Fahrzeug wurde auch nicht an die Klägerin übergeben oder bei dieser eingestellt, vielmehr 
verwendete es der Schuldner weiter. 

Im Oktober 2022 stellte der Schuldner das Fahrzeug wegen eines Zahlungsrückstands (kurz) bei der 
Klägerin ein und erhielt es nach Leistung einer Teilzahlung nach zwei Tagen wieder ausgefolgt. 

Nachdem ihm die Klägerin Ende Februar 2024 mitgeteilt hatte, dass die Benützungsvereinbarung 
wegen Zahlungsrückständen widerrufen werde, brachte der Schuldner im März 2024 das Fahrzeug 
in eine Tiefgarage der Klägerin, wo es zumindest zwei Wochen lang stand. 

Nach Leistung einer Teilzahlung überließ die Klägerin dem Schuldner am 18. März 2024 erneut das 
Fahrzeug und händigte ihm die Schlüssel und die Zulassungspapiere aus, ohne eine neue 
Benützungsvereinbarung abzuschließen. Sie stellte aber einen (neuen) Pfandschein mit 
Fälligkeitsdatum 17. April 2024 aus. 

Bei Insolvenzeröffnung befand sich das Fahrzeug beim Schuldner.

Pfandrückgabe OGH 17 Ob 11/25d, 7.10.2025, III

OGH:

Nach ständiger Rechtsprechung wird Pfandrecht an einem PKW nur 
durch körperliche Übergabe (§ 451 ABGB) wirksam begründet, nicht 
aber durch Zeichen – etwa Übergabe der Fahrzeugpapiere oder 
Anbringung von Schildern oder Plaketten am Fahrzeug (§ 452 ABGB). 
Der  Pfandgläubiger muss die verpfändete bewegliche Sache so in 
Verwahrung nehmen, dass er beliebig und ausschließlich darüber 
verfügen kann. Die verpfändete Sache muss der Zugriffsmacht des 
Schuldners (soweit irgendwie möglich) entzogen werden.

Nach § 467 dritter Fall ABGB erlischt das Pfandrecht, wenn der 
Gläubiger dem Schuldner die verpfändete Sache ohne Vorbehalt 
zurückstellt.
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Pfandrückgabe OGH 17 Ob 11/25d, 7.10.2025, IV
In älteren Entscheidungen ging der Oberste Gerichtshof bei Auslegung von § 467 eher 
großzügig vor 1:

 1 Ob 305/52: vorübergehende Überlassung dreier verpfändeter Teppiche aufgrund eines 
Ersuchens des Schuldners, ihm diese „für kurze Zeit“ zu überlassen, weil er den Besuch 
seiner Gattin erwarte und familiäre Zwistigkeiten beim Fehlen der Teppiche befürchte, 
führt nicht zum Erlöschen des Pfandrechts. Maßgeblich sei die bloß vorübergehende 
Überlassung bei einer übernommenen Verpflichtung zur Rückstellung auf Verlangen des 
Pfandgläubigers, jedenfalls bei Nichtzahlung der Schuld bei Fälligkeit. 

 5 Ob 87/60: Die regelmäßige Rückstellung des durch Übergabe von Auto, Schlüssel und 
Papiere verpfändeten LKW zum dringenden Gebrauch durch den Pfandbesteller hebt das 
Pfandrecht nicht auf, weil der Wille des Gläubigers, seine Gewahrsame am LKW aufrecht 
zu erhalten, durch die „Bezettelung“ (Anbringung von auf die Verpfändung hinweisenden 
Zetteln), die Übernahme der Papiere, die Überlassung des Wagens auch an Dritte und 
„schließlich zweifelsfrei“ durch den gänzlichen Entzug des LKW aus der Gewahrsame des 
Schuldners zum Ausdruck gebracht worden sei.

Pfandrückgabe OGH 17 Ob 11/25d, 7.10.2025, V

In älteren Entscheidungen ging der Oberste Gerichtshof bei Auslegung von § 467 eher großzügig vor 
2:

 5 Ob 659/80:  OGH verneint ein aufrechtes Bestehen des Sicherungseigentums, weil die mietweise 
Überlassung einen nicht bloß kurzfristigen und vorübergehenden Gewahrsamsverlust des Gläubigers zur 
Folge gehabt habe. 

 3 Ob 116/84: Der Gläubiger muss die Gewahrsame und Verfügungsmacht „vorbehalten“, also dafür sorgen, 
dass der Schuldner nicht wie vor der Sicherungsübereignung über den sicherungsweise übergebenen 
Gegenstand verfügen könne. Die Rückstellung dürfe nicht wieder im Wesentlichen den früheren Zustand 
wiederherstellen, also nicht die weitgehende Verfügungsmacht des Schuldners bewirken.

 8 Ob 555/86:  Pfandrecht am Sparbuch bleibt aufrecht, weil keine dauernde oder zeitlich unbestimmte 
Rückstellung vorliegt. Vielmehr sei die Rückstellung sogleich erwartet worden, was auch deutlich zum 
Ausdruck gebracht worden sei. Es gebe keinen Anhaltspunkt dafür, dass die bloß gefälligkeitshalber 
gestattete Einsichtnahme in das Sparbuch den Entzug des Pfands bezweckt habe.

 3 Ob 2403/96w; 3 Ob 2442/96f, 3 Ob 155/10f 5 Ob 233/13w:  OGH betont die Wichtigkeit des wirksamen 
Entzugs des Zugriffs des Schuldners auf die verpfändete Sache (Sicherungsübereignung eines Warenlagers) 
und betonte, dass das Weiterbestehen des Pfandrechts „eine gewisse Publizität“ voraussetze.
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Pfandrückgabe OGH 17 Ob 11/25d, 7.10.2025, VI
Ergebnis OGH 1:

• Auf Basis der getroffenen Feststellungen ist von einem Erlöschen des 
Pfandrechts am PKW durch dessen Rückstellung an den Schuldner 
auszugehen. Wirksam erfolgte Pfandrechtsbegründung durch Übergabe 
des Fahrzeugs (samt Schlüsseln) in die Gewahrsame der Klägerin erst im 
März 2024.

• Es liegt hier keine bloß vorübergehende, sondern eine letztlich auf 
unabsehbare Zeit erfolgte Überlassung vor, woran die vertragliche 
Verpflichtung des Schuldners zur jederzeitigen Rückgabe des 
verpfändeten PKW nichts ändert. Dass die „Benützungsvereinbarung“ 
(vorerst) nur eine Laufzeit von wenigen Monaten hatte, kann wegen der bei 
Verlängerung der Laufzeit des Darlehens (gleichsam automatisch) 
vorgesehenen Verlängerung der Benützungsvereinbarung nichts am 
Vorliegen einer auf unabsehbare Zeit angelegten und damit zeitlich 
unbestimmten Überlassung ändern. 

Pfandrückgabe OGH 17 Ob 11/25d, 7.10.2025, VII
• Ergebnis OGH 2:

• Im Ergebnis versetzte das Geschäftsmodell der Klägerin den Schuldner 
nämlich in die Lage, über einen Zeitraum von rund zwei Jahren genau in 
der gleichen Weise wie vor der Verpfändung faktisch über den PKW zu 
verfügen. Damit wurde der zentrale Zweck des für eine wirksame 
Verpfändung notwendigen Publizitätsakts, der in der möglichst 
zweifelsfreien, jedem Dritten erkennbaren Klarstellung des verfügbaren 
Haftungsfonds des Schuldners liegt gänzlich ins Gegenteil verkehrt. 

• Weder Übergabe der Fahrzeugpapiere noch der Eintrag in die Asset-
Datenbank des KSV sind zur Aufrechterhaltung eines iSd § 451 ABGB 
erforderlichen Publizitätsakts geeignet.

• Einer näheren Auseinandersetzung mit der ein Erlöschen des Pfandrechts 
jedenfalls auch bei bloß vorübergehender Rückstellung der Sache an den 
Schuldner befürwortenden herrschenden Lehre bedarf es nicht. 
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Rückabwicklung drittfinanzierter Kauf OGH 5 Ob 
152/25a, 12.3.2026, I

Sachverhalt:

• Der Kläger (Verbraucher) kaufte von der Erstbeklagten (Verkäuferin) einen gebrauchten PKW zum Preis von 
21.988 EUR unter vorbehaltenem Eigentum. 

• Zur Finanzierung des Kaufpreises schloss der Kläger über Vermittlung der Erstbeklagten mit der 
Zweitbeklagten (Bank) einen Ankaufskreditvertrag. Der Kläger zahlte vereinbarungsgemäß 11.000 EUR direkt 
an die Erstbeklagte, den restlichen Kaufpreis von 10.988 EUR leistete die Zweitbeklagte an die Erstbeklagte. 
Im Ankaufskreditvertrag war geregelt, dass die Zweitbeklagte durch die Bezahlung des Restkaufpreises an die 
Verkäuferin deren sämtliche Rechte aus dem Kaufvertrag erwirbt und ihr damit auch das 
Vorbehaltseigentum am Fahrzeug zukommt. Der Kläger zahlte an die Zweitbeklagte insgesamt 2.842,87 EUR 
an Kreditraten.

• Das Fahrzeug, mit dem der Kläger insgesamt etwa 10.000 km zurücklegte, hatte bereits bei der Übergabe an 
ihn einen – für die Erstbeklagte damals nicht erkennbaren – Mangel (ein falsches Motoröl hatte einen 
Schmiermangel verursacht), der in der Folge zu einem vollständigen (irreparablen) Motorschaden führte. 

• Der Kläger erklärte gegenüber beiden Beklagten aus dem Titel der Gewährleistung die Aufhebung sowohl 
des Kaufvertrags als auch des Ankaufskreditvertrags und begehrte von der Erstbeklagten die Rückzahlung 
von 11.000 EUR samt Zinsen sowie seiner (frustrierten) Anmeldekosten von 184 EUR, und von der 
Zweitbeklagten – Zug um Zug gegen Rückgabe des Fahrzeugs – die Zahlung von 1.746,20 EUR sA (geleistete 
Kreditraten abzüglich eines Benützungsentgelts).

Rückabwicklung drittfinanzierter Kauf OGH 5 Ob 
152/25a, 12.3.2026, II
• OGH:

• Die Aufhebung eines Vertrags aus dem Rechtsgrund der Gewährleistung (Wandlung) wirkt zwar 
schuldrechtlich zurück, sachenrechtlich aber nur ex nunc. Es entstehen dadurch nur 
schuldrechtliche (bereicherungsrechtliche) Rückgabeansprüche, die erst sachenrechtlich 
nachvollzogen werden müssen Es wurde daher durch die Vertragsaufhebung das 
Vorbehaltseigentum nicht „beseitigt“. 

• In Rechtsprechung und Literatur ist allgemein anerkannt, dass sich bei der Rückabwicklung eines 
drittfinanzierten Vertrags das Rückforderungsrecht des Käufers gegen den Drittfinanzierer 
richtet und, dass die Kaufsache an diesen herauszugeben ist, sofern er die Forderung eingelöst 
hat und Vorbehaltseigentümer wurde. 

• Werden die verbundenen Verträge über einen drittfinanzierten Kauf mit Forderungseinlösung 
durch den Kreditgeber – wie im vorliegenden Fall – aufgehoben, so kann der Verbraucher jene 
Leistungen, die er an den Verkäufer (Anzahlung) oder an den Kreditgeber (Tilgungsraten) 
erbracht hat, vom jeweiligen Leistungsempfänger kondizieren).

• Die Erstbeklagte kann auch mit ihrem Hinweis darauf, dass sie sich als Verkäuferin nun „plötzlich 
an die zweitbeklagte Partei wenden und sich im Ergebnis dem Insolvenzrisiko dieser aussetzen“ 
müsse, keine erhebliche Rechtsfrage aufzeigen. Es ist zum einen nicht nachvollziehbar, dass sie 
„plötzlich“ durch die von ihr selbst vermittelte Kreditfinanzierung des Kaufvertrags durch die 
Zweitbeklagte mit einer Partei konfrontiert wäre, deren Kreditwürdigkeit sie nicht hätte 
einschätzen können. Zum anderen sind Fragen einer allfälligen Verlagerung des Insolvenzrisikos 
für die Beurteilung im vorliegenden Fall nur theoretischer Natur. Ihre Beantwortung ist damit 
aber nicht Aufgabe des Obersten Gerichtshofs.
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keine Simultanhypothek auf Superädifikat OGH 5 Ob 
151/25d, 29.1.2026, I

Sachverhalt:

• Unter Vorlage einer Pfandbestellungsurkunde begehrte die 
Antragstellerin die Einverleibung eines ihr laut dem Inhalt dieser 
Urkunde von ihrer Vertragspartnerin eingeräumten 
Simultanpfandrechts (Höchstbetragspfandrecht) auf mehreren 
Liegenschaften sowie auf Superädifikaten, die im Eigentum der 
Vertragspartnerin der Antragstellerin stehen. 

• Abweisung in 2 Instanzen: Superädifikate sind kein Gegenstand des  
Grundbuchs, Simultanhypothek daher daran nicht möglich. 

• Ordentlicher Revisionsrekurs zulässig, aber erfolglos.

keine Simultanhypothek auf Superädifikat OGH 5 Ob 
151/25d, 29.1.2026, II

OGH:

Gemäß § 15 Abs 1 GBG kann ein Pfandrecht für dieselbe Forderung ungeteilt 
auf zwei oder mehrere Grundbuchskörper oder Hypothekarforderungen
eingetragen werden (Simultanhypothek). Gemäß § 15 Abs 2 GBG ist der 
Gläubiger in solchen Fällen berechtigt, die Bezahlung der ganzen Forderung 
aus jeder einzelnen Pfandsache zu verlangen. Wenn dem Gläubiger für 
dieselbe Forderung mehrere Sicherheiten zustehen, haftet grundsätzlich jede 
Sicherheit für die ganze Forderung und der Gläubiger kann frei entscheiden, 
welche Sicherheit er zunächst in Anspruch nimmt oder ob er etwa mehrere 
Sicherheiten gleichzeitig durchsetzen will.



71

keine Simultanhypothek auf Superädifikat OGH 5 Ob 
151/25d, 29.1.2026, II

Literatur: 

• herrschende Auffassung, dass in Anbetracht des klaren Wortlauts des § 15 Abs 1 
GBG nur bücherliche Rechte Gegenstand einer Simultanhypothek sein können 
und dass dieser Umstand einer Begründung von Simultanhypotheken an 
Superädifikaten entgegensteht (so Rassi, Feil/Friedl/Bayer, Hoyer, Arnold, 
Heller/Berger/Stix, Illedits, Hinteregger, Angst, Markovits)

• Gegenteilig Rechberger/Kieweler 
 Arg.: auch Hypothekarforderungen in § 15 GBG als taugliche Pfandobjekte erwähnt, ein 

Zusammenhang dieses (After-)Pfandrechts mit einem Grundbuchskörper bestehe aber nur 
mittelbar; Rechtsprechung und Lehre haben den Kreis der simultanhypotheken-tauglichen 
Pfandobjekte auf das Baurecht erweitert; bei jeder Grundbuchseinlage müssen sämtliche 
Pfandobjekte einer Simultanhypothek aufzulisten sein, das Publizitätsproblem verringere, das 
grundsätzlich mit der Einbeziehung der Superädifikate in den Kreis der tauglichen 
Pfandsachen verbunden sei; Seit den EO-Novellen 2000 und 2008 würden Superädifikate 
exekutionsrechtlich als unbewegliche Sachen behandelt.)

keine Simultanhypothek auf Superädifikat OGH 5 Ob 
151/25d, 29.1.2026, III
OGH 1:

• Die  Ausdehnung des § 15 Abs 1 GBG auch auf Superädifikate würde 
voraussetzen, dass deren Nichterwähnung im Gesetz auf eine planwidrige Lücke 
zurückzuführen wäre . Eine solche ist aber nur anzunehmen, wenn Wertungen 
und Zweck der Regelung die Annahme rechtfertigen, der Gesetzgeber hätte einen 
nach denselben Maßstäben regelungsbedürftigen Sachverhalt übersehen. Eine 
Analogie ist jedenfalls dann unzulässig, wenn Gesetzeswortlaut und klare 
gesetzgeberische Absicht in die Gegenrichtung weisen.

• Der Anregung, Superädifikate zwecks Erhöhung der Publizität in das 
Baurechtsregime zu überführen, ist der Gesetzgeber nicht gefolgt. Der Wortlaut 
des § 15 Abs 1 GBG erfasst weiterhin ausdrücklich nur „Grundbuchskörper oder 
Hypothekarforderungen“. Dass eine Erweiterung dieser Regelung auf 
Superädifikate vom Gesetzgeber bisher auch nur in Betracht gezogen worden 
wäre, vermag auch die Antragstellerin nicht aufzuzeigen.
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keine Simultanhypothek auf Superädifikat OGH 5 Ob 
151/25d, 29.1.2026, IV

OGH 2:

• Auch die von Rechberger/Kieweler als publizitätswirksam erwähnte 
Aufgabe des Systems von Querverweisen durch die Grundbuchs-
Novelle 2008 ist kein überzeugendes Argument, weil die nun in § 18b 
Abs 1 GUG angeordnete Anmerkung sämtlicher Pfandobjekte einer 
Simultanhypothek bei jeder Grundbuchseinlage („in allen Einlagen“) 
solche Grundbuchseinlagen voraussetzt. Bei einem Superädifikat 
existiert aber eine solche gerade nicht.

=> ein Pfandrecht für dieselbe Forderung ungeteilt – als 
Simultanhypothek iSd § 15 Abs 1 GBG – kann nicht (auch) an 
Superädifikaten als (weitere) Pfandobjekte eingetragen werden.

Bestätigter Zahlungsplan und Sachhaftung 
OGH 3 Ob 206/25b, 27.1.2026, I

Sachverhalt 1:

• Von der betreibenden Bank angemeldete Insolvenzforderung wurde 
ebenso anerkannt wie vier Absonderungsrechte zu ihren Gunsten, 
(Höchstbetragshypotheken, Mietzinsabtretung) 

• Nach rechtskräftiger Bestätigung des  Zahlungsplans wurde das 
Insolvenzverfahren aufgehoben. 

• Die Betreibende nahm in Hinblick auf ihre Absonderungsrechte nur 
mit ihrem mutmaßlichen Ausfall am Zahlungsplan teil. Der 
Verpflichtete hat die Zahlungsplanquote von 10 % für diesen 
mutmaßlichen Ausfall an die Betreibende zur Gänze bezahlt.
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Bestätigter Zahlungsplan und Sachhaftung 
OGH 3 Ob 206/25b, 27.1.2026, II

Sachverhalt 2:

• Im Meistbotsverteilungsverfahren meldete die Betreibende eine Forderung 
von 127.750,20 EUR aus dem durch die ob den  Liegenschaftsanteilen 
einverleibte Höchstbetragshypothek von 300.000 EUR besicherten 
Kreditverhältnis an.

• Der Verpflichtete wendete ein, dass die Betreibende aus dem Meistbot
nicht mehr als den Betrag von 110.000 EUR erhalten könne. Da er den 
Zahlungsplan vollständig erfüllt habe, sei die Forderung der Betreibenden 
im Umfang von 50.188,87 EUR erloschen. Die Betreibende habe seit 
Insolvenzeröffnung darüber hinaus insgesamt 51.721,64 EUR an 
abgetretenen Mietzinsen erhalten; auch in diesem Umfang sei die 
betriebene Forderung erloschen.

Bestätigter Zahlungsplan und Sachhaftung 
OGH 3 Ob 206/25b, 27.1.2026, III
OGH:

• § 149 Abs 1 IO (gilt nach § 193 Abs 1 Satz 2 IO auch für Zahlungsplan): Die 
Ansprüche der Aussonderungsberechtigten und der Absonderungsgläubiger 
werden durch den Sanierungsplan nicht berührt. Wird der Sanierungsplan 
bestätigt, so sind die gesicherten Forderungen mit dem Wert der Sache begrenzt, 
an der Absonderungsrechte bestehen. 

• § 149 Abs 1 S 2 IO (gilt nach § 193 Abs 1 Satz 2 IO auch für Zahlungsplan): 
Gläubiger, deren Forderungen durch Absonderungsrechte zum Teil gedeckt sind, 
nehmen mit dem Ausfall am Sanierungsplanverfahren teil; solange dieser jedoch 
nicht endgültig feststeht, sind sie bei der Erfüllung des Sanierungsplans mit dem 
mutmaßlichen Ausfall zu berücksichtigen. 

=> Die rechtskräftige Bestätigung des Sanierungs- bzw Zahlungsplans bewirkt 
neben der Reduktion der persönlichen Haftung auch, dass die Sachhaftung nur in 
dem Umfang erhalten bleibt, in dem die Forderung im Absonderungsgut Deckung 
findet.
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Bestätigter Zahlungsplan und Sachhaftung 
OGH 3 Ob 206/25b, 27.1.2026, IV

• Durch § 149 Abs 1 Satz 3 IO wird die persönliche Haftung hinsichtlich der Quote aber von der 
Sachhaftung getrennt,  weil die Quote nur von jenem Teil der Forderung berechnet wird, die 
nicht durch das Absonderungsrecht gedeckt ist.

• § 149 Abs 1 Satz 2 IO soll eine typischerweise dem Interesse der Gläubigergesamtheit an der 
Sanierung des Unternehmens zuwiderlaufende Verwertung verhindern. Zu diesem Zweck wird die 
Begrenzung „der gesicherten Forderungen“ mit dem Wert der Sache angeordnet. Maßgebend für 
die Durchsetzbarkeit ist daher nicht der Umfang des jeweiligen Pfandrechts, sondern dessen 
tatsächliche Deckung im Wert der Sache. Gläubiger, deren Forderung im Wert der Liegenschaft 
nicht mehr gedeckt ist, sind also nicht mehr gesichert. 

• Hat ein Gläubiger seine Forderung mit einer Simultanhypothek auf zwei Liegenschaften des 
Schuldners besichert, so hat er nach Annahme eines Zahlungsplans und Verwertung einer der 
beiden Liegenschaften gemäß § 149 Abs 1 Satz 2 IO dennoch Anspruch auf den vollen 
Verkehrswert der zweiten Liegenschaft zum maßgeblichen Stichtag. Nichts anderes kann im hier 
zu beurteilenden Fall des parallelen Bestehens von zwei Absonderungsrechten in Form einer 
Höchstbetragshypothek und einer Mietzinsabtretung  gelten. Es fehlt also eine Rechtsgrundlage 
für die Reduktion der Sachhaftung bzw der dadurch gesicherten Forderung um die der 
Betreibenden infolge der Forderungsabtretung zugekommenen Mietzinse.

Anfechtung Abtretung künftiger Forderungen OGH 17 
Ob 24/25s, 25.2.2026, I

Sachverhalt:
• Die Schuldnerin verfügte über ein ordentliches Rechenwerk, das unter 

anderem aus monatlichen kurzfristigen Erfolgsrechnungen (KERF) und 
monatlichen Saldenlisten bestand.  Die Rechnungen erhielt das 
Steuerberatungsunternehmen in Papierform; es erfolgte sodann das 
Aufbuchen der Rechnungen, nicht bezahlte Rechnungen wurden in der OP-
Liste, auf der (ebenfalls) der Globalzessionsvermerk enthalten war, erfasst. 
Es erfolgte regelmäßig die Zahlung von gelegten Rechnungen noch vor 
deren Buchung durch die Firma B*. 

• Die Beklagte erhielt von der Schuldnerin während der gesamten 
Geschäftsbeziehung laufend Saldenlisten, OP-Listen sowie fortlaufend 
Mitteilungsblätter betreffend die Globalzessionsvereinbarung, in denen die 
aktuell bestehenden Forderungen mit Betrag angeführt waren..
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Anfechtung Abtretung künftiger Forderungen OGH 17 
Ob 24/25s, 25.2.2026, II
OGH:

• Der Oberste Gerichtshof hat in seinem im ersten Rechtsgang ergangenen 
Zurückweisungsbeschluss (17 Ob 22/23v,) bereits ausgeführt, dass 
 auch eine künftige Forderung abgetreten werden kann, dies unter der 

Voraussetzung, dass sie nach der Person des Schuldners und nach dem 
Grundverhältnis, aus dem in Zukunft die Forderung zwischen den beteiligten 
Personen entstehen soll, bestimmt ist, 

 die für die Sicherungszession zudem erforderliche Publizität auch durch einen 
Vermerk in den Geschäftsbüchern des Schuldners erzielt werden kann und bei – hier 
gegebener – Führung von Kundenkonten und OP-Listen durch die Zedentin 
(Schuldnerin) die Zessionsvermerke in beiden aufscheinen müssen).

• Durch Sicherungszession erhält der Zessionar ein Absonderungsrecht an der Forderung 
im Sinne des § 10 Abs 3 IO. Kein Absonderungsrecht steht ihm zu, wenn der notwendige 
Publizitätsakt nicht bis zur Insolvenzeröffnung gesetzt wird. Diesfalls fiele die Forderung 
in die Konkursmasse des Zedenten.

Anfechtung Abtretung künftiger Forderungen OGH 17 
Ob 24/25s, 25.2.2026, III

Der Oberste Gerichtshof folgt  in ständiger Rechtsprechung
6 Ob 319/01g, 10 Ob 321/02g, 6 Ob 116/05k, 10 Ob 29/07y, 4 Ob 51/14z, 
9 Ob 9/18s, 17 Ob 5/24w

der auf Koziol zurückgehenden Ansicht, dass der Sicherungszessionar 
bereits dann eine konkursfeste Rechtsstellung erlangt, wenn die 
abgetretene Forderung dem Grund nach schon bei Insolvenzeröffnung 
vorhanden gewesen ist. 

Der Sicherungszessionar trägt zwar das Risiko des endgültigen 
Entstehens der einredefreien Forderung, für diesen Fall erwirbt er aber 
ein ihm in der Insolvenz des Zedenten zugutekommendes Sonderrecht. 



76

Anfechtung Abtretung künftiger Forderungen OGH 17 
Ob 24/25s, 25.2.2026, IV

• Judikatur in Lehre umstritten: 

• pro Spitzer, Heidinger,Kepplinger,Lukas/Geroldinger

• contra Fink, König/Trenker, Beig, Rebernig, Weber-Wilfert, Heindler:  
 bei Abtretung einer zukünftigen Forderung liege ein „Gesamtsachverhalt“ vor, 

der erst vollendet sei, wenn die dem Publizitätsakt womöglich nachfolgende 
Forderung auch entstanden ist. Erst mit dem „letzten Akt“ – sei es der 
Publizitätsakt, sei es die Forderungsentstehung – sei die Sicherung im Sinne 
des (hier) § 31 IO „vorgenommen“, sodass es hinsichtlich der zeitlichen 
Voraussetzungen für die Anfechtbarkeit (kritische Frist) auf diesen letzten 
Zeitpunkt ankomme.

Anfechtung Abtretung künftiger Forderungen OGH 17 
Ob 24/25s, 25.2.2026, V
OGH sieht keine Veranlassung entgegen der ständigen Rechtsprechung, auf die Entstehung 
der Forderung abzustellen, weil 1

• die Forderungsentstehung nicht (mehr) zur Rechtshandlung „Sicherstellung durch 
Sicherungszession“ gehört bzw die Forderungsentstehung selbst keine Rechtshandlung 
ist. Dass der Zedent mit dem Zessus einen Vertrag schließt und ihm die versprochene 
Leistung erbringt und dadurch die abgetretene Forderung tatsächlich entsteht, ist hier 
aber nur eine aufschiebende Bedingung für die Wirksamkeit der angefochtenen 
Sicherstellung durch. Das Eintreten einer Bedingung gehört selbst nicht zur vom 
Schuldner gesetzten anfechtbaren Rechtshandlung. Bei der Sicherungszession bedarf es 
zwar zusätzlich zur Sicherungsvereinbarung der Setzung eines Publizitätsaktes, mehr 
aber nicht. 

• das Gesetz die Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung daran knüpft, dass der 
Anfechtungsgegner durch diese einen – wenngleich durch die Forderungsentstehung 
aufschiebend bedingten – Vorteil (Sicherstellung) erhält, obgleich er von der 
Insolvenzreife des Schuldners weiß oder wissen muss. Schuldhaftes Verhalten fehlt, 
wenn bei Abtretung Bonität des Zedenten in Ordnung war und erst bei Entstehen der 
Forderung nicht mehr. Handlungsalternative für Zessionar fehlt, weil die entstehende 
Forderung ja schon abgetreten ist.
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Anfechtung Abtretung künftiger Forderungen OGH 17 
Ob 24/25s, 25.2.2026, VI
OGH sieht keine Veranlassung entgegen der ständigen Rechtsprechung, auf die Entstehung 
der Forderung abzustellen, weil 2

• sich aus § 12a IO ergibt, dass Wirkungen einer Abtretung des Arbeitseinkommens die 
Insolvenzeröffnung grundsätzlich überdauern. Es verbietet sich daher jedenfalls bei der 
Abtretung von Einkommensbezügen, ein Verständnis dahin, dass anfechtungsrechtlich 
auf das „Entstehen“ der jeweiligen Einzelforderung abzustellen sei, würde doch dies im 
Ergebnis dazu führen, dass die Anfechtbarkeit hinsichtlich der nach Insolvenzeröffnung 
entstehenden Forderungen stets zu bejahen wäre. Dann wäre aber die Regelung des 
§ 12a IO sinnlos.

• =>  Bei der Sicherungszession einer künftigen Forderung bei bereits feststehendem 
Drittschuldner und feststehendem Rechtsverhältnis, aus dem die Forderung entstehen 
soll, kommt es für die Anfechtung nach § 31 Abs 1 Z 2 1. Fall IO betreffend das Wissen 
oder Wissenmüssen des Sicherungszessionars von der Krise (§§ 66, 67 IO) des 
Sicherungszedenten auf den Zeitpunkt des gehörig gesetzten Publizitätsakts an, nicht 
auf den der späteren einredefreien Entstehung der Forderung.  Ist – wie hier – die 
Sicherstellung im maßgeblichen Zeitpunkt anfechtungsfest vorgenommen worden, so 
sind die Befriedigungen daraus unanfechtbar.

Saldoanerkenntnis OGH 6 Ob 3/25x, 3.7.2025, I
Sachverhalt:

• Die Klägerin  (Kreditgeberin)  schloss mit dem Beklagten (Kreditnehmer) in den Jahren 2005 und 
2007 zwei Kreditverträge ab. Wegen Zahlungsverzugs kündigte sie am 20. 4. 2020 die gesamte 
Geschäftsverbindung mit dem Beklagten auf, teilte ihm die aushaftenden Salden zu beiden 
Krediten mit und stellte diese zur sofortigen Bezahlung fällig.

• Die Vorinstanzen gingen davon aus, dass der Beklagte im Rahmen eines mit der Klägerin 
vereinbarten Kontokorrents (§ 355 Abs 1 UGB) die Salden zum 20. 4. 2020 anerkannt habe. Durch 
das Anerkenntnis des Saldos (Feststellung des Rechnungsabschlusses) nach § 355 Abs 4 UGB 
entstehe eine selbständige, einheitliche Forderung (der „abstrakte Saldo“), der sich nicht mehr 
aus der Summe von Einzelansprüchen zusammensetze. Bei der Feststellung des 
Rechnungsabschlusses handle es sich um ein eigenes Rechtsgeschäft.

• Das Schreiben der Klägerin vom 20. 4. 2020 habe ein Angebot zur Feststellung des 
Rechnungsabschlusses dargestellt. Der Beklagte habe dieses konkludent angenommen, indem er 
nach Fälligstellung der Salden Kontakt mit der Klägerin zwecks weiterer Gespräche aufgenommen, 
aber trotz Kenntnis seines Zahlungsverzugs mit mehreren Raten und der von der Klägerin 
erklärten Beendigung der Vertragsverhältnisse keine Einwendungen gegen die bekanntgegebenen 
Salden und die ihm gegenüber erhobenen Forderungen erhoben und  einen Teil der ausständigen 
Raten zurückgezahlt habe
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Saldoanerkenntnis OGH 6 Ob 3/25x, 3.7.2025, II
OGH: 

• Es kommt für die Begründung einer rechtlich selbständigen Saldoforderung durch die 
(konstitutive) Feststellung des Rechnungsabschlusses nach § 355 Abs 4 UGB nicht darauf 
an, dass der  Rechtsgrund der Streitbereinigung vorliegt („abgeschwächt abstraktes 
Schuldanerkenntnis“) 

• Die Auslegung von konkludenten Willenserklärungen ist regelmäßig einzelfallbezogen
und begründet daher im Allgemeinen keine Rechtsfrage von erheblicher Bedeutung. Die 
Ansicht des Berufungsgerichts, dass für die Klägerin kein vernünftiger Grund bestanden 
habe, daran zu zweifeln, dass der Beklagte mit den unterlassenen Einwendungen das 
Angebot auf Feststellung des Rechnungsabschlusses annehmen habe wollen, ist im 
Einzelfall also nicht unvertretbar.

• Trotz der Möglichkeit des Gläubigers, sich auf den abstrakten Saldo zu berufen, bleibt 
dem Schuldner der Einwand der ungerechtfertigten Bereicherung erhalten (§ 355 Abs 4 
Satz 3 UGB). Mit dem pauschalen Hinweis auf die Möglichkeit nach § 355 Abs 4 Satz 3 
UGB ohne nähere Ausführung, in welchen Punkten und aus welchen Gründen er der 
Ansicht sei, dass der festgestellte (abstrakte) Saldo – ausgehend von den ihm zugrunde 
liegenden Einzelforderungen – höher sein soll als der kausale Saldo, zeigt der insoweit 
behauptungs- und beweispflichtige Beklagte ebenfalls keine erhebliche Rechtsfrage auf.

Danke für Ihre große Geduld und Ihre 
Aufmerksamkeit.


	Leere Seite

